
AUVA-Reform fixiert: 
Sparen im System!
Keine Schließungen von Spitälern oder Kündigung von Personal bei der AUVA

Halbjahresstatistik 2018:
Problemfeld Gewaltdelikte
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PARLAMENT

„Phantomschmerzen“ konsta-
tierte FPÖ-Sozialsprecherin Dag-
mar Belakowitsch der SPÖ zu der 
anstehenden Reform des Arbeits-
marktservices. Denn es seien Ein-
schnitte in das „Pfründesystem 
roter Versorgungsempfänger“ vor-
gesehen.                                 S. 7

Phantomschmerzen
Die seit eineinhalb Jahren dau-

ernden Proteste gegen die De-
montage des Rechtsstaats in 
Rumänien fanden in der Nieder-
schlagung einer Großdemonstrati-
on am Wochenene ihren traurigen 
Höhepunkt. Brüssel und EU-Sozi-
alisten schweigen weiter.       S. 8/9

AUSSENPOLITIK

Sozis lassen prügeln
Die Umstände um den Verkauf 

der 3.000 Sozialwohungen an ei-
nen Finanzinvestor bringen immer 
kuriosere Informationen zutage. 
Vor allem scheint die Wiener SPÖ 
tiefer in den „Sozialwohnungsaus-
verkauf“ involviert zu sein, als sie 
bisher eingestand.                S. 11

WIEN

Rote Erklärungsnot
Österreichs große „Qualitätszei-

tungen“ verlieren nach einer neuen 
Studie die Schlacht in den sozialen 
Medien gegen parteinahe News-
plattformen. Besonders erfolg-
reich sind auf Facebook dabei ein-
mal mehr der FPÖ-nahestehende 
Plattformen.                           S. 14

MEDIEN

Neuland Facebook

S. 2/3

Weniger Anzeigen, aber steigende Zahl ausländischer Tatverdächtiger – S. 4/5
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Haimbuchner kritisiert Aus-
scheren der ÖVP-Westachse
„Auch für die ÖVP-Westachse sollte das Regierungspro-
gramm gelten“, kommentierte Oberösterreichs Landes-
hauptmannstellvertreter und FPÖ-Landesobmann Manfred 
Haimbuchner die überzogenen und unangebrachten Vor-
würfe zu Sozialreform und „Asylwerberlehre“.         S. 13Nr. 33 . Freitag, 17. August 2018

Ös
te

rr
ei

ch
is

ch
e 

Po
st

 A
G

W
Z 

02
z0

32
87

8 
W

Ne
ue

 F
re

ie
 Z

ei
tu

ng
 (N

FZ
), 

Fr
ie

dr
ic

h-
Sc

hm
id

t-
Pl

at
z 

4/
3a

, 
A-

10
80

 W
ie

n 
.  T

el
.: 

 0
1 

51
2 

35
 3

5 
0 

.  F
ax

:   0
1 

51
2 

35
 3

59
Re

to
ur

en
 a

n 
NF

Z,
 F

rie
dr

ic
h-

Sc
hm

dt
-P

la
tz

 4
/3

a,
 1

08
0 

 W
ie

n



2 Neue Freie ZeitungInnenpolitik

Schwarzes Schaf in roter HerdeSPITZE FEDER

Offenlegung gemäß § 25 Mediengesetz

Medieninhaber (Verleger) und Herausgeber: 
Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) – 
Die Freiheitlichen, Bundesparteileitung,
Friedrich-Schmidt-Platz 4/3a, 1080 Wien; 
Freiheitlicher Parlamentsklub,
Dr. Karl Renner-Ring 3, 1017 Wien

Geschäftsführung: Ing. Mag. Joachim Stampfer
Geschäftsführung, Redaktion, Verwaltung: 
Friedrich-Schmidt-Platz 4/3a, 1080 Wien
Tel.: 01 512 35 35 0, Fax: 01 512 35 35 9

E-Mail Redaktion: redaktion.nfz@fpoe.at 
E-Mail Verwaltung: jana.feilmayr@fpoe.at 
Abo-Anfrage: 01 512 35 35 29

Druck: Mediaprint Zeitungsdruckereigesellschaft m. b. 
H. & Co. Kommanditgesellschaft, Wien

Die NFZ erscheint wöchentlich. Einzelpreis: € 0,80; 
Bezugsgebühr halbes Jahr: € 15 (inkl. 10 % MwSt.); 
Auslandsjahresbezug: € 73
BIC: OPSKATWW
IBAN: AT55 6000 0000 0185 5450
Es gilt NFZ-Anzeigenpreisliste Nr. 16.
Verlags- und Herstellungsort: Wien

Grundlegende Richtung: Informationsblatt der Freiheit-
lichen Partei Österreichs (FPÖ) – Die Freiheitlichen und 
des Freiheitlichen Parlamentsklubs.

IMPRESSUM

Jetzt also auch der „überparteili-
che“ Bundespräsident, der sich da-
für einsetzt, dass abgelehnte Asyl-
werber, die eine Lehre begonnen 
haben, nicht abgeschoben werden.

Weshalb darf ein Asylwerber 
überhaupt eine Arbeit oder eine 
Lehre annehmen, da es sich bei 
ihm bis zur Klärung seines Falls 
um einen „illegal Aufhältigen“ 
handelt?

Das Argument „Beschäftigungs-
therapie“ weist allein darauf hin, 
dass die Vorgängerregierungen 
die Asylverfahren haben schleifen 
lassen und sich diese über Jahre 
hinziehen. Auch dank der Asylin-
dustrie, die Verfahren mit dem In-
stanzenzug verschleppt.

Das Argument des Staatsober-
haupts, dass die österreichische 
Wirtschaft „allein gelassen wird 
mit der Lehrlingsausbildung“, 
lässt Staunen. Das duale Bildungs-
system funktioniert nun mal so, 
dass die Betriebe in Eigenverant-
wortung Lehrlinge ausbilden.

Bildeten die Unternehmen 2008 
noch 131.880 Lehrlinge aus, so 
waren es im Vorjahr nur noch 
106.613. Den Rückgang allein auf 
das Bildungssystem abzuschieben 
– obwohl Industrie und Kammer 
den rot-grünen Bildungsreformen 
stets applaudierten –, aber jetzt 
auf die Ausbildung jugendlicher 
Asylwerber mit noch schlechteren 
Grundvoraussetzungen zu drän-
gen, wirkt irritierend.

Von den Grünen hat man zur 
Förderung der Lehre bisher kaum 
etwas gehört, aber die Ostöffnung 
des Arbeitsmarktes haben sie zu-
sammen mit der Industrie gefeiert.

Schon interessant: Wenn es um 
billige ausländische Arbeitskräfte 
geht, sitzen Wirtschaft und Grüne 
im selben Boot – mit dem Bundes-
präsidenten „aller Österreicher“.

Die Allgemeine Unfallversiche-
rungsanstalt (AUVA) bleibt erhal-
ten. Es sollen auch keine Unfallspi-
täler oder Rehazentren geschlossen 
werden, noch soll es Personalkür-
zungen geben. Das sieht das Re-
formkonzept vor, das FPÖ-Gesund-
heits- und Sozialministerin Beate 
Hartinger-Klein am vergangenen 
Montag zusammen mit ÖVP-Klub-
obmann August Wöginger und 
AUVA-Obmann Anton Ofner vor-
gestellt hat.

Umfassende Strukturreform
„Bei dem Plan handelt es sich 

um eine Struktur- und nicht um 
eine Gesundheitsreform“, betonte 
die Ministerin. Es sollen keine Un-
fallspitäler oder Rehabilitations-
einrichtungen geschlossen werden. 
Auch sind keine Kündigungen aus 
betriebsbedingten Gründen vorge-
sehen, noch Personalkürzungen bei 
Ärzten oder dem Pflegepersonal. 
„Das Leistungsangebot der AUVA 
bleibt in vollem Umfang bestehen. 
Gespart wird in der Verwaltung. 
Die Reform des kränkelnden Sys-
tems ist ein Fitnessprogramm ge-
gen den Verwaltungsspeck.“

Es seien keine leichten Verhand-
lungen gewesen, aber es sei allen 
Beteiligten gelungen, eine Lösung 
im Sinne aller, vor allem der Ver-

sicherten, zu finden, sagte Hartin-
ger-Klein. Gewinner der neuen 
Reform seien Versicherte und Pati-
enten: Die AUVA werde durch die 
getroffenen Maßnahmen schlanker, 
effizienter und leistbarer.

AUVA-Obmann Anton Ofner 
sprach von einem herausfordern-
den Sparziel der neuen Regierung: 
„Bei einem Gesamtbudget von 1,4 
Milliarden, wovon rund 600 Milli-
onen an Rentenleistungen gebun-
den sind, hat es einiger Mühen be-
durft, um eine Lösung zu finden.“

Sparen in der Verwaltung
Im Bereich Verwaltung sollen ab 

2019 rund 100 Millionen Euro ge-
spart werden, weil dann der Unfall-
versicherungsbeitrag von 1,3 auf 
1,2 Prozent gesenkt wird. Die wei-
tere Senkung auf 0,8 Prozent erfolgt 
später. Die Senkung der Verwal-
tungskosten soll erreicht werden, 
indem von den 1.500 Mitarbeiter-
posten in der Verwaltung 300 in den 
kommenden Jahren nicht nachbe-
setzt werden. Zu einer schlankeren 
Verwaltung sollen auch ein gemein-
samer Einkauf, eine einheitliche IT 
und ein gemeinsames Personalma-
nagement beitragen.

Durch das Eingehen von Ko-
operationen sollen zusätzliche 35 
Millionen eingespart werden. Die 

Fitnessprogramm gegen den Verwaltungsspeck
Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt (AUVA) hat sich ein 

Einsparungsvolumen von 428 Millionen Euro zum Ziel gesetzt. 
Die freiheitliche Sozialministerin Beate Hartinger-Klein zeigt sich mit 
den Plänen zufrieden: „Es gibt weder Schließung von Unfallkranken-
häusern, noch Kündigungen. Profitieren werden die Patienten!“

Keine AUVA-Krankenhäuser werden geschlossen – Einsparungen durch zentrale Verwaltung und Straffung der Organisation

„Es ist ein sehr, sehr guter Tag für das österreichische Sozialversicherungssystem“, bewertete FPÖ-Sozialminis-
terin Beate Hartinger-Klein die Strukturreform der AUVA – im Sinne der Patienten und Steuerzahler.
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restlichen 295 Millionen will man 
durch Querfinanzierungen von ver-
sicherungsfremden Leistungen wie 
Freizeitunfällen, die der Gesetzge-
ber der AUVA auferlegt, decken.

Bei diesen geht es einerseits um 
die Entgeltfortzahlungen für Ar-
beitnehmer in Klein- und Mittel-
betrieben bis 50 Mitarbeiter und 
anderseits um die zu hohen Zah-
lungen für in anderen Spitälern be-
handelte Arbeitsunfälle sowie um 
die von den Krankenkassen zu ge-
ring vergüteten Behandlungen von 
Freizeitunfällen in AUVA-Kran-
kenhäusern.

AUS DER
REDAKTION
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Lohndrücker-Trio

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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„Fake News“ verbreitete SPÖ-Bundesge-
schäftsführer Max Lercher vergangene Wo-
che, indem er der Regierung Autokäufe in 
Höhe von einer Milliarde (!) Euro vorwarf. 
„Das wären – abgesehen davon, dass die Zahl 
nicht stimmt – bei 16 Regierungsmitgliedern 
62,5 Millionen Euro pro Auto“, bemerkte 
FPÖ-Generalsekretär Christian Hafenecker 
(Bild) dazu verwundert. „Fake News Max“ 
solle doch seine „Siberstein-Methoden“ end-
lich einstellen, wenn er seiner Partei helfen 
wolle, forderte der FPÖ-Generalsekretär.

Verschiedene Organisationen und Parteien 
fordern, dass Lehrlingen, die einen rechtskräf-
tigen negativen Asylbescheid erhalten haben, 
ein Bleiberecht zugesprochen werden soll. 
„Hier werden aberwitzige Konstrukte entwor-
fen, die nur den Zweck haben, die österreichi-
sche Justiz ad absurdum zu führen“, kritisierte 
FPÖ-Generalsekretär Harald Vilimsky (Bild). 
Damit werde versucht, geltendes Recht aus-
zuhebeln und gegen den Gleichheitsgrundsatz 
verstoßen. Ein negativer Asylbescheid gilt für 
alle gleich, betonte Vilimsky.

Innenpolitik
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Internationaler Besuch: HC Strache emp-
fing den britischen Botschafter Leigh Turner (r.) und den britischen 
Wirtschaftsminister Greg Clark (Mitte) zum Gedankenaustausch.

BILD DER WOCHE

Gleiches Recht für alle

KURZ UND BÜNDIG
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FPÖ-Sozialsprecherin Dagmar 
Belakowitsch, die die AUVA-Re-
form als „Abschneiden alter, nicht 
mehr zeitgemäßer Zöpfe“ im Rah-
men der Sozialversicherungsre-
form bezeichnete – auf Kosten der 
rot-schwarzen Funktionärskaste.

SPÖ-Sozialsprecher Josef 
Muchitsch, der beim Reformvor-
schlag zur AUVA auf SPÖ-Linie 
bleibt und die Einsparungen bei der 
Verwaltung trotzig als „Sparpaket“ 
zu Lasten der Arbeitnehmer und 
KMU bezeichnet.

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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„Fake News Max“ Lercher

Wieder Hassprediger in Wien
Ein neues Video einer Hasspredigt in der 

den Muslimbrüdern zuzuordnenden Attay-
sir-Moschee im zehnten Wiener Bezirk zeige 
die anhaltende Islamisierung Wiens auf, em-
pörte sich der geschäftsführende Klubobmann 
Johann Gudenus (Bild). In dem Video preist 
der Imam einen „islamischen Staat“, hetzt 
die Zuhörerschaft gegen Christen auf und 
erklärt Moslems als den Christen überlegen. 
„Entweder, die Islamische Glaubensgemein-
schaft schaut hier wohlwollend weg, oder sie 
hat ihre Moscheen nicht im Griff – beides ist 
nicht tolerierbar“, bemerkte Gudenus und for-
derte eine Stellungnahme der IGGÖ.Fo

to
: F

PÖ
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Fitnessprogramm gegen den Verwaltungsspeck
Keine AUVA-Krankenhäuser werden geschlossen – Einsparungen durch zentrale Verwaltung und Straffung der Organisation

„Es ist ein sehr, sehr guter Tag für das österreichische Sozialversicherungssystem“, bewertete FPÖ-Sozialminis-
terin Beate Hartinger-Klein die Strukturreform der AUVA – im Sinne der Patienten und Steuerzahler.

Dafür sollen gesetzliche Maß-
nahmen dann beschlossen werden, 
wenn die aus den neun Gebiets-
krankenkassen zusammenzulegen-
de Österreichische Gesundheits-
kasse (ÖGK) zu den Einsparungen 
dafür in der Lage ist.

Meilenstein in der 2. Republik
Insgesamt sollen über die nächs-

ten Jahre 430 Millionen Euro ein-
gespart werden. Die Regierung 
geht davon aus, dass mit der Zu-
sammenlegung der derzeit 21 So-
zialversicherungsträger auf künf-
tig fünf (inklusive AUVA) bis Ende 

2023 insgesamt eine Milliarde 
Euro einzusparen ist.

„Diese größte Strukturreform der 
Zweiten Republik ist ein Meilen-
stein zum Wohle der Patienten und 
der Steuerzahler“, lobte FPÖ-Sozi-
alsprecherin Dagmar Belakowitsch 
die Reform. Das Festhalten an „al-
ten Zöpfen“, die vor 50 oder 60 
Jahren ihre Berechtigung hatten, 
sei viel zu teuer geworden.

„Allen Unkenrufen zum Trotz 
und gegen jede Falschbehauptung 
der SPÖ wird diese Reform für alle 
Beteiligten nur Vorteile bieten“, 
bekräftigte Belakowitsch.

Nr. 33 g Freitag, 17. August 2018
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Einerseits kann der bundesweite 
Rückgang der Straftaten um zehn 
Prozent als Erfolg der Arbeit von 
Koalition und FPÖ-Innenminister 
Herbert Kickl gewertet werden. 
Andererseits zeigt der steigende 
Anteil von Ausländern unter den 
Tatverdächtigen und die bedenk-
liche Entwicklung von Mord- und 
Vergewaltigungsdelikten in der 
Bundeshauptstadt, dass das sicher-
heitspolitische Erbe der Vorgän-
ger-Regierungen noch nicht bewäl-
tigt wurde.

Mehr Ausländer tatverdächig...
Die Polizei hat nach vorläufigen 

Zahlen 228.887 Anzeigen bearbei-
tet, das sind um rund zehn Prozent 
weniger als im Vergleichszeitraum 
des Vorjahres. Allerdings waren 
von 135.520 festgenommenen Tat-
verdächtigen bereits 40 Prozent 
Ausländer – in Wien waren es von 
38.726 Tatverdächtigen mit 19.895 
Fremden sogar 51,4 Prozent.

Dem Rückgang bei der Zahl der 
Anzeigen insgesamt steht aller-

dings ein deutlicher Anstieg bei 
Anzeigen wegen Vergewaltigung 
und Mord gegenüber. Um 43 Pro-
zent, von 261 auf 374, ist die Zahl 
der gemeldeten Vergewaltigungen 
angestiegen – immer öfter auch 
von Frauen aus Afghanistan.

Die Zahl der Anzeigen nach Tö-
tungsdelikten stieg von 33 auf 34. 
Ein massives Plus gab es in Wien, 
wo zwischen Jänner und Juni 17 
derartige Anzeigen einlangten –
nach nur zehn im Vorjahr.

Sorgen bereitet der Polizei auch, 
dass bei Gewaltdelikten immer 
häufiger Stichwaffen, also Messer, 
verwendet werden und die Aufklä-
rungsquote insgesamt von 49,7 auf 
48,8 Prozent zurückgegangen ist.

... und jeder 6. Asylwerber 
Trotz des massiven Rückgangs 

bei den Asylanträgen ging die Zahl 
der tatverdächtigen Asylwerber nur 
geringfügig zurück. Wurden von 
den österreichischen Staatsbür-
gern nur 1,1 Prozent einer Straftat 
verdächtigt, also jeder Neunzigste, 

Weniger Anzeigen, aber mehr Gewaltdelikte
Die Sicherheit war ein Hauptanliegen von FPÖ und ÖVP im Wahl-

kampf und in ihren ersten Monaten als Bundesregierung. Die 
Kriminalitätsstatistik des ersten Halbjahres 2018 gibt Anlass zur 
Hoffnung, zeigt aber deutlich die Problemfelder auf, die Türkis-Blau 
von ihren Vorgängerregierungen geerbt hat.

Die importierte Kriminalität steigt: 40 Prozent der Tatverdächtigen waren im 1. Halbjahr 2018 ausländische Staatsbürger
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Thema 
der 

Woche

Der freiheitliche Innenminister Herbert Kickl nimmt im NFZ-In-
terview Stellung zur Kriminalstatistik des ersten Halbjahres 

2018: „Aufgrund der beschlossenen Verschärfungen können wir jetzt 
leichter Schubhaft verhängen sowie den Asylstatus aberkennen.“
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Gesetzesverschärfungen 
der Koalition wirken 

„Deshalb hat diese Bun-
deregierung Verschär-
fungen beschlossen.“

Im erste Halbjahr 2018 konnte der Anstieg der Kriminalität in Österreich gestoppt werden. Problembereich bleibt die steigende Zahl ausländischer Straftäter.

Herr Minister, laut Kriminalsta-
tistik für das erste Halbjahr sinkt die 
Zahl der Verbrechen in Österreich. 
Ein erstes Erfolgserlebnis in ihrem 
Amt?

Kickl: Jedes Verbrechen ist eines 
zu viel, der Rückgang ist zwar er-
freulich, aber kein Grund, die Hände 
in den Schoß zu legen. Zudem darf 
man nicht übersehen, dass die Zahl 
der angezeigten Vergewaltigungen 
um fast 50 Prozent gestiegen ist und 
wir bei den Tötungsdelikten in der 
Bundeshauptstadt fast eine Verdop-
pelung gegen-
über dem Vor-
jahr feststellen 
mussten. Der 
Rückgang bei 
den Einbruchs-
diebstählen in Wohnungen und 
Wohnhäuser ist sicherlich auf er-
folgreiche Ermittlungsarbeit der Be-
amten zurückzuführen, denen ich 
dazu gratulieren möchte, aber eben-
so auf die verbesserte Zusammenar-
beit mit den Nachbarländern.

Bei den Gewaltverbrechen, die 
ebenfalls leicht rückläufig sind, hat 
Bundeskriminalamtsdirektor Franz 
Lang angemerkt, dass immer häufi-
ger Messer im Spiel sind.

Kickl: Das bereitet uns natürlich 
Sorgen. Die Entwicklung steht auch 
im Zusammenhang mit der verstärk-
ten Einwanderung der letzten Jahre. 
Das sehen wir auch in der Statistik, 
in vielen Fällen stammen Täter und 
Opfer aus anderen Ländern. Wir tun 
aber auch alles, um unsere Beamten 
– die davon ja auch betroffen sind, 
wie die Verletzungszahlen zeigen 
– besser auszurüsten und schaffen 
24.000 schuss- und stichsichere Gi-
lets an. 

Der Ausländeranteil bei den 
Verdächtigen ist weiter ange-
stiegen. Was wollen Sie dage-
gen unternehmen?

Kickl: Das stimmt, der 
Anteil ausländischer 
Staatsbürger ist mit 
mehr als 40  Pro-
zent bei den 
Ta t v e r -

dächtigen erschreckend hoch. Des-
halb hat diese Bunderegierung auch 
sofort unter den ersten Gesetzesiniti-
ativen ihrer Amtszeit dazu Verschär-
fungen beschlossen. Wir können 
jetzt leichter Schubhaft verhängen 
oder auch den Asylstatus aberken-
nen.

Apropos Asyl, sie wollen aufgrund 
der sinkenden Asylwerberzahl jetzt 
erste Asylheime schließen?

Kickl: Anfang 2017 hatten wir 
noch fast 80.000 Personen in der 
Grundversorgung, seit kurzem 

sind wir unter 
50.000. Bedingt 
durch die fal-
lenden Grund-
versorgungs-
zahlen stehen 

auch immer mehr Asylheime leer 
oder sind nur in geringem Ausmaß 
belegt. Wir brauchen für Asylwerber 
keine Luxusimmobilien wie ehe-
malige Hotels, sondern zweckmä-
ßige, preiswerte Unterkünfte. Hier 
gibt es Sparpotential. Dieses Geld 
würde ich lieber in die notwendigen 
Renovierungen und die bessere Aus-
stattung von Polizeiinspektionen in-
vestieren. Wir überprüfen daher die 
Mietverträge und, was rechtlich 
möglich und sinnvoll ist, wollen wir 
ehebaldigst kündigen. Mittelfristig 
soll die gesamte Betreuung Bundes-

sache werden. Da-
durch wollen wir 

die Verfahren be-
schleunigen und 
v e r h i n d e r n , 
dass Asylwer-
ber „untertau-

chen“.
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Weniger Anzeigen, aber mehr Gewaltdelikte
Die importierte Kriminalität steigt: 40 Prozent der Tatverdächtigen waren im 1. Halbjahr 2018 ausländische Staatsbürger

waren es bei den Schutzsuchenden 
hingegen satte 15,4 Prozent, und 
damit jeder Sechste von ihnen ein 
Straftäter.

Die zehn häufigsten Delik-
te der Asylwerber: Drogendelikte 
(2.127), Diebstahl (1.488), Kör-
perverletzung (1.289), gefährliche 
Drohung (543), Sachbeschädigung 
(491), Raufhandel (315), Betrug 
(233), Urkundenfälschung (190).

Bei dem ebenfalls kürzlich vor-
gestellten „Drogenbericht 2017“ 
waren die Zahlen eindeutiger: Es 
gab so viele Anzeigen wie noch 
nie. Erstmals ist die Zahl der 

Suchtmittelanzeigen im Jahr 2017 
auf 40.000 gestiegen, konkret wa-
ren es 42.610 – ein Plus von 17,6  
Prozent. Knapp 37 Prozent der An-
zeigen betreffen Ausländer, das 
sind zumeist die Drogenverkäufer, 
während Österreicher in erster Li-
nie als Käufer in die Drogenstatis-
tik involviert sind.

Besonders aktiv sind hier Afg-
hanen. Die Zahl der  Anzeigen ge-
gen diese Einwanderer hat sich in-
nerhalb eines Jahres von 1.103 auf 
2.025 fast verdoppelt. In 90 Pro-
zent der Fälle ging es dabei Canna-
bis. „Stark haben sich afghanische 

Rund 100.000 Verdachtsfälle 
auf illegale Doppelstaatsbürger-
schaften hat die FPÖ nach dem 
türkischen Referendum zur Umge-
staltung der Republik in ein allein 
Staatspräsident Recep Tayyip Er-
dogan unterstehendes Reich 2017 
den Behörden übermittelt.

Bis jetzt wurde erst bei 70 Aus-
tro-Türken in erster Instanz festge-
stellt, dass die Staatsbürgerschaft 
erloschen ist. Gerade einmal vier 
Aberkennungen sind rechts-
kräftig, weil die Behörden des 
„EU-Beitrittskandidaten“ Türkei 
eine Kooperation verweigern. 

Während in Wien rund 18.000 
Verfahren eingeleitet wurden, 
führt man in Tirol nur ein Muster-
verfahren durch.

Jetzt merken Kritiker an, dass 
aufgrund des von der EU geschlos-
senen Assoziationsabkommens 
mit der Türkei dies alles für die er-
wischten Doppelstaatsbürger uner-
heblich sei und sie weiter in Öster-
reich leben und arbeiten könnten.

Was für eine absurde Situation.
Falls dieses Assoziierungsab-

kommen diese Menschen, die sich 
einen österreichischen Pass ersch-
lichen haben, tatsächlich schützt, 
muss man darüber nachdenken, 
wie man damit weiter verfährt und 
es gegebenenfalls optimieren.

Wir Freiheitliche fordern, dass 
diese „Scheinstaatsbürger“ die 
volle Härte des Gesetzes spüren 
sollen. Schließlich leben wir in ei-
nem Rechtsstaat und nicht in „Er-
doganistan“, wo das Recht gedreht 
und gewendet werden kann, wie 
man es gerade braucht.

Eine Konsequenz des Skandals 
ist für uns Freiheitliche auf je-
den Fall, dass die österreichische 
Staatsbürgerschaft künftig viel re-
striktiver an Türken vergeben wer-
den sollte.

Konsequenzen

Asylwerbende im Bereich des Can-
nabishandels eta bliert“, skizziert 
der Drogenbericht die Revierauf-
teilung in der Drogenszene. Nige-
rianer (1.614 Anzeigen) und immer 
öfter auch Serben (955) haben sich 
auf die härteren Drogen wie Heroin 
und Kokain spezialisiert.

Kooperation gegen Drogen
Als immer effizienter erweist 

sich in der Bekämpfung des Dro-
genhandels die internationale Zu-
sammenarbeit. Bei dem von der EU 
kofinanzierten Projekt „Joint inves-
tigation to fight trafficking in drugs 
and firearms with the main focus 
on international airports within and 
also into the EU“ (JIFTdrugs/f_
air) mit Tschechien, dem Koso-
vo, Portugal, Spanien, Schweiz 
und Deutschland wurden allein bei 
sechs sogenannten dreitätigen „Ac-
tions Days“ 76 Personen inhaftiert 
und in etwa eine Tonne Suchtmittel 
aus dem Verkehr gezogen.

Die intensive Zusammenarbeit 
von Polizei und Zoll bei diesem 
Projekt dient der nachhaltigen und 
generalpräventiven Bekämpfung 
der organisierten Kriminalität, ins-
besondere im Bereich des interna-
tionalen Drogen- und Waffenhan-
dels.
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Johann Gudenus
geschäftsführender FPÖ-Klubobmann

Im erste Halbjahr 2018 konnte der Anstieg der Kriminalität in Österreich gestoppt werden. Problembereich bleibt die steigende Zahl ausländischer Straftäter.

Gr
afi

k:
 u

nz
en

su
rie

rt.
at

Die häufigsten kriminellen Gruppen unter den Asylwerbern.
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ
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Die Schienen-Control GmbH kann sich über wei-
tere Steigerungen am Eisenbahnsektor freuen, wie 
aus dem  Tätigkeitsbericht 2017 hervorgeht, den 
Verkehrsminister Norbert Hofer dem Parlament 
übermittelte. So stieg die Anzahl der beförderten 
Nettotonnen von 114,9 auf 118,8 Millionen an. Bei 
den Nettotonnenkilometern wiederum gab es eine 
Erhöhung von 22,8 auf 23,5 Milliarden, womit der 
Rekordwert aus dem Jahr 2010 übertroffen wurde.

Mehr Güter auf der Schiene
Die Energieeffizienz in Öster-

reich nimmt zu, allerdings steigt 
auch der Energieverbrauch. Diesen 
Schluss zieht das Nachhaltigkeits-
ministerium im aktuellen Monito-
ringreport zu den Klima- und Ener-
giezielen. Das Fazit: Österreich 
muss zum Erreichen der Klima-
ziele noch mehr tun.

Klimaziele wackeln

In wenigen Wochen beginnt die 
zweite Tagung der XXVI. Ge-
setzgebungsperiode, deren erste 
Hälfte komplett im Lichte der 
EU-Ratspräsidentschaft stehen 
wird.

Dabei werden auch die jüngsten 
Entwicklungen in der Türkei eine 
Rolle spielen, zumal sich noch 
beim Nato-Gipfel im Juli Trump 
und Erdogan als treue Verbündete 
präsentierten.

Mittlerweile ist alles anders: 
Trump habe, so Staatspräsi-
dent Erdogan, dem türkischen 
Nato-Partner mit den jüngsten 
US-Sanktionen „den Dolch in 
den Rücken gestoßen“. Er wirft 
Trump vor, einen „Wirtschafts-
krieg“ gegen die Türkei zu führen 
– samt Abwertung der Lira. Ein 
Umstand, der nach Ansicht der 
FPÖ keinesfalls dazu führen darf, 
die Beitrittsverhandlungen der 
Türkei zur EU wieder zu beleben. 

Dass das der falsche Weg wäre, 
beweist auch das Video einer 
Hasspredigt im zehnten Wiener 
Bezirk. „In dem Video preist der 
Imam einen `islamischen Staat´, 
hetzt die Zuhörerschaft gegen 
Christen auf und erklärt Moslems 
als den Christen überlegen. In 
der Moschee, die der Muslimbru-
derschaft zuzurechnen ist, treten 
auch bekennende Muslimbrüder 
auf und verbreiten dort ihr öster-
reich-, christen- und demokratie-
feindliches Gedankengut“, kriti-
sierte unser Klubobmann Johann 
Gudenus messerscharf.

Es ist beruhigend, dass mit der 
FPÖ eine Partei in Regierungs-
verantwortung ist, die die Interes-
sen unserer Leute nicht vergisst. 
Das gilt vor allem auch dann, 
wenn das große Orchester der in-
ternationalen Politik aufspielt.

Kein Platz in der EU!
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Keine Konsequenzen für 
„Doppelpass-Türken“?
Assoziierungsabkommen soll weiteren Aufenthalt gewährleisten

Die ersten Urteile der Verwal-
tungsgerichte über Türken, die 
nach Erhalt der österreichischen 
Staatsbürgerschaft auch wieder die 
türkische angenommen hatten, sind 
da: Vier Austro-Türken wurde der 
Verlust der österreichischen Staats-
bürgerschaft bestätigt, den die Län-
derbehörden schon für 70 weitere 
Personen festgestellt haben.

Rettendes EU-Abkommen?
Die Äußerung von Arbeits-

marktchef Johannes Kopf, dass es 
für diese Türken „keine Probleme 

geben“ werde, weil gemäß dem 
EU-Assoziationsabkommen mit 
der Türkei türkische Staatsbürger 
keine weitere Arbeitsbewilligung 
benötigen würden, wenn sie bereits 

Das Assoziierungsabkommen  
der EU mit der Türkei aus 

dem Jahr 1963 könnte zum Boo-
merang für Österreich in der 
„Doppelpass-Affäre“ werden, 
glaubt AMS-Chef Kopf.
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FPÖ fordert hartes Durchgreifen.

länger als fünf Jahre in Österreich 
waren, kritisierte FPÖ-Sozialspre-
cherin Dagmar Belakowitsch.

Tatsache sei, dass nach dem 
Wegfall der Staatsbürgerschaft 
kein Aufenthaltstitel und damit 
auch keine Arbeitsgenehmigung 
mehr bestehe. „Ob das Assoziie-
rungsabkommen mit der Türkei in 
Bausch und Bogen all unsere auf-
enthaltsrechtlichen Bestimmungen 
einfach so aushebeln kann, ist ge-
linde gesagt mehr als fraglich“, be-
merkte Belakowitsch.

Wer hier illegal die österreichi-
sche Staatbürgerschaft besessen 
habe, der müsse auch mit Kon-
sequenzen rechnen, betonte die 
FPÖ-Sozialsprecherin. Kopf er-
weise dem Rechtsstaat einen Bä-
rendienst, wenn er „illegal Aufhäl-
tige quasi amnestiere“.
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In Österreich werden lauten Ex-
pertenschätzungen jedes Jahr rund 
25.000 Schafe an nicht dafür zuge-
lassenen Orten illegal geschlachtet. 

Möglich ist dies, weil die derzeiti-
gen Kontrollen leicht zu umgehen 
sind. Ein neuer Erlass des Sozial-
ministeriums, der seit vergange-
nem Mittwoch gilt, setzt dieser 
Praxis nun ein Ende.

Vizekanzler HC Strache (Bild) 
betonte, dass es keinerlei Eingriffe 
in ordnungsgemäße Schächtungen 
in zugelassenenen Schlachtbetrie-
ben geben wird: „Wir wollen nur 
dem Tierleid bei illegalen Schäch-
tungen ein Ende setzen.“

Seit dem Frühjahr gab es Gesprä-
che mit den Bundesländern, jetzt 
ist der Erlass fertig und tritt am 
15. August in Kraft, rechtzeitig vor 

dem islamischen Opferfest.
Denn die Zahl der illegal nach 

islamischem Ritus geschlachteten 
Tiere wuchs ständig. Ausnahmen 
gab es bisher, wenn das Tier kurz 
vor der Schlachtung pro forma an 
jene Person weitergereicht wurde, 
die auch das Fleisch erhalten soll. 
Allein ein Betrieb machte im Jahr 
2017 3.000 Mal davon Gebrauch.

Jetzt werden alle Betriebe, die im 
Vorjahr mehr als 100 Tiere im Rah-
men der Ausnahme vermarkteten, 
genau unter die Lupe genommen. 
Eine Kontrolle entfällt künftig nur 
noch bei der Schlachtung für den 
Eigenbedarf.

Aus für Hinterhof-Schächtungen



7Nr. 33 g Freitag, 17. August 2018 Parlament

Den Aufschrei der SPÖ und deren Vorfeldorganisationen zur Re-
form des Arbeitsmarktservices führte FPÖ-Sozialsprecherin Dag-

mar Belakowitsch auf „Phantomschmerzen der Genossen“ zurück, 
weil damit das Pfründesystem roter Kursanbieter getroffen werde.

Einsparungen bei ausgeglieder-
ten Schulungsunternehmen wie 
dem BFI und anderen Vereinen, die 
auf Kosten der Steuerzahler seltsa-
me Kurse für Arbeitslose anbieten, 
seien im Sinne einer Effizienzstei-
gerung des Arbeitsmarktservices 
nötig und sinnvoll, bemerkte die 
FPÖ-Sozialsprecherin.

Rote „Phantomschmerzen“
Dass die SPÖ deshalb „Phan-

tomschmerzen“ bekomme, sei für 
jeden Kenner der „Weiterbildungs-
branche“ durchschaubar. „So steht 
etwa das Berufsförderungsinstitut 
im Eigentum der Arbeiterkammer 
und des Gewerkschaftsbundes – 
somit ein perfekter ‚Spielplatz‘ für 
Sesselkleber und Pfründehascher 
roter Versorgungsempfänger“, be-

tonte Belakowitsch. Die vom AMS 
vermittelten Schulungen und Kurse 
würden im Interesse der Arbeitslosen 
als auch der Steuerzahler jetzt durch-
leuchtet und auf ihre Sinnhaftigkeit 
geprüft.

Fortbildungskurse wie zum Bei-
spiel „Feng-Shui am Arbeitsplatz“, 
in Wien für Akademiker und Füh-
rungskräfte angeboten, kosten 
dem Steuerzahler viel Geld und 
seien letztendlich für den Betrof-
fenen wertlos. Einzig die Stadt 
Wien sei an derartigem Esote-
rik-Schnick-Schnack interessiert, 
bemerkte Belakowitsch mit einem 
Seitenhieb auf die Geldverschwen-
dung beim Krankenhaus Nord.

„Österreich darf durch eine fal-
sche Arbeitsmarktpolitik nicht zu 
einem sozioökonomischen Betrieb 

verkommen. Das erklärte Ziel der 
Regierung ist es, das AMS zu stär-
ken und Schulungen gemeinsam 
mit Betrieben durchzuführen: Der 
arbeitssuchende Mensch soll im 
Mittelpunkt stehen und nicht das 
System ausgegliederter Unterneh-

Aktive Arbeitsmarktpolitik statt Sinnloskurse
Belakowitsch: „Arbeitsmarktpolitik“ der SPÖ war Pfründesystem roter Versorgungsempfänger

Auch die Kurse des „roten“ BFI werden auf ihre Sinnhaftigkeit überprüft.

men wie dem BFI, das schlussend-
lich nur als Versorgungsstation roter 
Genossen dient“, bekräftigte Bela-
kowitsch. Es sei wichtig, die „Ka-
tastrophe arbeitslos“ zu bekämpfen, 
die Betroffenen zu unterstützen und 
wieder in Arbeit zu bringen.
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„Drohnen-Flak“ für die
heimischen Haftanstalten

Erste Asylwerberheime 
vor der Schließung

Drohnen werden im In- und Aus-
land bereits immer öfter als Werk-
zeug für Kriminelle eingesetzt, 
auch wenn diese schon in einem 
Gefängnis einsitzen. Deshalb erden 
jetzt fünf österreichische Haftan-
stalten, darunter Krems-Stein und 
Hirtenberg, eine neue „Drohnenab-
wehr“ testen.

Mit dieser Drohnenabwehr soll 
laut dem Justizministerium vor al-
lem der Schmuggel von Drogen 
oder Mobiltelefonen über Gefäng-
nismauern hinweg an einsitzende 
Kriminelle verhindert werden. Das 
Abwehrsystem besteht aus einer 
Art Kanone, die auf anfliegende 
Drohnen ein Netz abschießt. Darin 
soll sich die Drohne verfangen und 
abstürzen.

Der Probebetrieb soll bis Ende 
März 2019 dauern, und zwar in den 
Justizanstalten Krems-Stein, Hir-
tenberg, Graz-Karlau, Garsten und 
Suben.

In der vergangenen Woche wur-
den die Haftanstalten mit jeweils 
zwei solcher „Drohnen-Flak“ aus-
gestattet. Die Möglichkeit, Häftlin-

Aufgrund der rückläufigen Zahl 
von Asylwerbern – bis Juni 2018 
wurden gerade noch 7.098 Neuan-
träge registriert, ein Rückgang von 
44 Prozent gegenüber dem Vorjahr 
– und damit auch der Asylwerber 
in der Grundversorgung, aktuell 
sind etwa 50.000 von ihnen in der 
Grundversorgung, sinkt auch der 
Bedarf an Unterkünften.

Deshalb möchte FPÖ-Innen-
minister Herbert Kickl jetzt suk-
zessive Flüchtlingsunterkünfte 
schließen oder Mitverträge aufkün-
digen. „Bedingt durch die fallen-
den Grundversorgungszahlen ste-
hen auch immer mehr Asylheime 
leer oder sind nur in geringerem 
Ausmaß belegt“, hieß es dazu aus 
dem Innenministerium.

Kickl sieht hier ein wachsendes 
Sparpotential in diesem Bereich, 
Geld das in anderen Teilen des Mi-
nisteriums dringend benötigt wer-
de. Die hier eingesparten Ausgaben 
will der Innenminister in dringend 
nötige Renovierungen und in die 
Ausstattungen von Polizeiinspekti-
onen investieren.

gen auf dem Luftweg Drogen, Waf-
fen oder Telefone zukommen zu 
lassen, wird als realistische Gefahr 
eingeschätzt. In Österreich wurde 
bisher ein Fall bekannt, bei dem 
konkret versucht wurde, per Droh-
ne ein Mobiltelefon in eine Strafan-
stalt zu schmuggeln.

Nach dem Probebetrieb soll eine 
Evaluierung folgen. Zur Anwen-
dung kommt das System Dropster 
des schweizerischen Herstellers 
Droptec. Es wurde laut dem Unter-
nehmen bereits von verschiedenen 
Polizeieinheiten in der Schweiz 
und im benachbarten Ausland zum 
Einsatz gebracht, etwa beim Perso-
nenschutz und bei Konferenzen.

Mittelfristig soll nach Vorstel-
lungen des Innenministers die ge-
samte Grundversorgung für Asyl-
werber vom Bund übernommen 
werden. Der FPÖ-Minister erhofft 
sich dadurch auch eine effizientere 
und schnellere Durchführung der 
Verfahren.

So soll damit die Verfügbarkeit 
der Asylwerber während des Asyl-
verfahrens – das heißt die Verhin-
derung des Untertauchens während 
des Verfahrens, das bisher rund zehn 
Prozent der Asylwerber nutzten – 
sowie eine einheitliche Rechts- und 
Rückkehrberatung und dadurch eine 
weitere Beschleunigung der Verfah-
ren garantiert werden.
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Justiz probt Drohnenabwehr.

Asylwerber in Bundesbetreuung.
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Rumäniens korrupte Sozialisten
lassen Demonstranten verprügeln
Brüssel und Europas Sozialisten ignorieren weiterhin Anschläge auf Demokratie und Rechtstaat

Seit Monaten gehen die Rumänen gegen die als „Justizreform“ ge-
tarnte Entmachtung der Korruptionsstaatsanwaltschaft auf die 

Straße. Vergangenes Wochenende eskalierte die Situation, die Regie-
rung ließ eine Großdemonstration auseinanderprügeln. Brüssel und 
Europas Sozialisten schweigen zu dieser Verhöhnung der „EU-Werte“.

Seit Februar 2017, als die sozia-
listisch geführte Koalition mit Eil-
verordnungen die Korruptionsbe-
kämpfung erschweren wollte, gehen 
Rumäniens Bürger immer wieder 
auf die Straße. Im Juli war die inter-
national anerkannte Chefin der Kor-
ruptionsstaatsanwaltschaft (DNA), 
Laura Kövesi, von der Regierung 
ihres Amtes enthoben worden, weil 
im Herbst eine weitere Prozesswelle 
gegen korrupte Politiker der Sozia-
listen (PSD) anstand. Der Vorwurf 
gegen Kövesi: Sie schade der „Re-
putation des Landes“.

Demo gegen Korruption
Aufgerufen hatten zu der Groß-

demonstration Auslandsrumänen, 
die in Konvois seit vergangenem 
Donnerstag in Richtung Bukarest 
unterwegs waren. Entsprechend 
nervös wirkten die Koalitionspoli-
tiker: Sozialistenchef Liviu Drag-
nea, der wegen Wahlbetrugs recht-
mäßig verurteilt worden ist und 
deshalb kein Regierungsamt mehr 
bekleiden darf, unterstellte Präsi-
dent Klaus Johannis, eine „Revolu-
tion“ anzetteln zu wollen.

An die hunderttausend Men-
schen gingen allein in Bukarest 
auf die Straße, in Temeswar, Her-
mannstadt, Kronstadt und Klau-
senburg taten es ihnen weitere tau-
sende gleich. Die Menschen riefen 
Parolen wie „Gerechtigkeit statt 
Korruption!“ und verlangten den 
Rücktritt der sozialistisch-liberalen 
Regierungskoalition.

Die moralische Stütze der Rumänen, Staatspräsident Klaus Johannis, wird 
von Brüssel und Europas Sozialdemokraten schmählich im Stich gelassen.

Mit Wasserwerfern, Tränengas und Schlagstöcken ließ Rumäniens sozialistisch geführte Koalition die jüngste Demonstration gegen die Demontage 
des Rechtsstaates zugunsten einiger hundert korrupter Sozialisten – inklusive deren Parteichef Liviu Dragnea – „auflösen“.
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Italiens fünfte Mafia: Die 
„schwarze Axt“ Nigerias

Dass sich im Schutze der unkon-
trollierten Massenmigration neben 
islamischen Gotteskriegern auch 
kriminelle Kartelle in Europa fest-
setzen konnten, stellt jetzt die itali-
enischen Behörden vor große Her-
ausforderungen.

Die nigerianische Mafia, auch 
„Ascia Nera“ („Schwarze Axt“) 
genannt, macht sich in Italien als 
„fünfte Mafia“ breit. Die nigeria-
nischen Banden kontrollieren den 
Kokainhandel und lassen junge, 
teils minderjährige Afrikanerinnen 
als Billigprostituierte ihre Schlep-
perschulden abarbeiten.

Gegründet wurde diese krimi-
nelle Organisation von nigeriani-
schen Ex-Miltärs. Die „Schwarze 
Axt“ sei die „mitleidloseste Mafia 
weltweit“, urteilt der italienische 
Kriminologe Alessandro Meluz-
zo. Den Beweis treten die Nige-
rianer zur Zeit in Ferrara an. Das 
„Giornale“ berichtete Anfang Au-
gust von einem blutigen Kampf ri-
valisierender nigerianischer Gangs 
in der Stadt mit dem Titel: „Der 

Kampf mit Macheten: Krieg zwi-
schen Migranten auf der Straße.“

Drei Tage lang sind mit Äxten, 
Macheten und Pistolen bewaffnete 
Nigerianer bei Revierkämpfen auf-
einander losgegangen und haben 
die Stadt in eine Kriegszone ver-
wandelt. Resignierender Rat des 
Karabinieri-Kommandeurs: „Die 
Bürger können sicher sein, weil 
diese Personen nicht sie angreifen, 
sondern sich gegenseitig bekämp-
fen. Unsere Empfehlung ist: siche-
ren Abstand halten.“

Hilflos gegen „fünfte Mafia“.

In Rumänien geht die Regie-
rung unter Führung der Sozialde-
mokraten (PSD) alles andere als 
zimperlich vor: Demonstranten 
werden mit Wasserwerfern und 
Tränengas attackiert und brutal 
niedergeknüppelt. Am vergange-
nen Wochenende wurden hunder-
te Menschen dabei verletzt. 

Staatssekretär Christian 
Birdac meinte, die Demonst-
ranten „hätten niedergeschos-
sen, nicht (mit Wasserwerfern) 
durchnässt“ werden müssen. 
Catalin Radulescu, Parlaments-
abgeordnete der PSD, hatte allen 
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

Schweigen, wenn So-
zis knüppeln lassen

Regierungsgegnern gedroht, sie 
„zertreten“ zu wollen.

Diese rumänische PSD ist im 
Europaparlament Teil der Frakti-
on der europäischen Sozialdemo-
kraten, der auch die SPÖ ange-
hört. Doch von SPÖ wie von EU 
hört man ziemlich wenig dazu. 
„Besorgniserregend“ sei das, so 
SPÖ-Europaparlamentarier Wei-
denholzer reichlich schmähstad. 
EU-Justizkommissarin Vera Jou-
rová forderte die rumänische Re-
gierung auf, ihre Pläne zu einer 
Justizreform zu „überdenken“. 
Danke, ganz lieb. 

Wenn es gegen „rechte“ Regie-
rungen wie jene in Ungarn oder 
Polen geht, dann ist man aus weit 
geringeren Anlässen in Brüssel 
nicht nur schnell, sondern auch 
hart mit Reaktionen. Wenn es um 
korrupte Sozialdemokraten geht, 
die niederknüppeln lassen und 
mit dem Niederschießen drohen, 
setzt man auf Appeasement. Um 
sich am Ende einmal mehr zu 
wundern, warum das Vertrauen 
in die EU-Institutionen sinkt.

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Im Irak und in Syrien halten sich trotz der 
militärischen Rückschläge noch immer an 
die 30.000 Kämpfer der Dschihadistenmiliz 
„Islamischer Staat“ (IS) auf. Mit tausenden 
dieser Kämpfer stamme immer noch ein 
„großer Teil“ aus dem Ausland, heißt es in ei-
nem diese Woche von Experten der Vereinten 
Nationen vorgelegten Bericht. Der Zustrom 
ausländischer Kämpfer nach Syrien und in 
den Irak nehme aber ab und sei „schwächer 
als erwartet“. 3.000 bis 4.000 IS-Kämpfer 
halten sich auch in Libyen auf, in Afghanistan vermutet die UNO 3.500 
bis 4.500 IS-Kämpfer, deren Zahl derzeit wieder weiter zunehmen soll.

Die ungarische Regierung plant, das Studi-
enfach Geschlechterforschung – auch „Gen-
der Studies“ genannt – von den Universitäten 
zu verbannen. „Niemand will ,Genderologen’ 
anstellen, infolgedessen braucht man auch 
keine auszubilden“, erklärte der stellvertre-
tende ungarische Ministerpräsident Zsolt 
Semyen vergangenen Montag den Beschluss. 
Die Geschlechterforschung untersucht die 
„soziale Abhängigkeit von Rollenbildern“, 
wonach das Geschlecht nicht mehr durch 
das biologische determiniert wird. Naturwis-

senschafter und Evolutionsbiologen bezeichnen die „Gender Studies“ als 
„leider weitverbreiteten antiwissenschaftlichen Hokuspokus“.

Kein Steuergeld für „Gender“

IS-Terroristen weiter aktiv
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Rumäniens korrupte Sozialisten
lassen Demonstranten verprügeln
Brüssel und Europas Sozialisten ignorieren weiterhin Anschläge auf Demokratie und Rechtstaat

Außerdem forderten sie die 
Rücknahme der jüngst beschlos-
senen Gesetze, die prominente 
PSD-Politiker vor Strafverfolgung 
wegen Korruption schützen sollen.

Als Vorwand für ihr brutales Vor-
gehen dienten der rumänischen Po-
lizei einige Dutzend Rowdies der 
Bukarester Fußball-Clubs, die sich 
unter die Demonstranten gemischt 
hatten und den Regierungssitz er-
stürmen wollten. Die Spezialein-
heiten der Polizei versuchten gar 
nicht, die wenigen Störenfriede zu 
isolieren und festzunehmen, son-
dern nutzte deren Verhalten, um 

Die moralische Stütze der Rumänen, Staatspräsident Klaus Johannis, wird 
von Brüssel und Europas Sozialdemokraten schmählich im Stich gelassen.

Mit Wasserwerfern, Tränengas und Schlagstöcken ließ Rumäniens sozialistisch geführte Koalition die jüngste Demonstration gegen die Demontage 
des Rechtsstaates zugunsten einiger hundert korrupter Sozialisten – inklusive deren Parteichef Liviu Dragnea – „auflösen“.
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gegen die Demonstranten und sie 
begleitende Journalisten wie auch 
den ORF-Korrespondenten vorzu-
gehen und die Großdemonstration 
brutal mit Schlagstöcken, Wasser-
werfern und Tränengas aufzulösen.

Mindestens 440 Menschen, da-
runter auch 24 Polizisten, muss-
ten ärztlich versorgt, 65 von ih-
nen in Spitälern behandelt werden. 
Die Polizei nahm 33 Personen fest 
und erstattete gegen acht von ihnen 
Strafanzeige.

Keine Hilfe aus Brüssel
Staatspräsident Klaus Johannis, 

der von Brüssel bisher keine Un-
terstützung für seinen Widerstand 
gegen den Abbau des Rechtsstaates 
erhalten hat, verurteilte den Gewalt- 
exzess der Polizei und kritisier-
te erneut die „Koalition der Kor-
rupten“: „Ich beschuldige Liviu 
Dragnea und seine Spießgesellen, 
staatliche Institutionen in Instru-
mente der Repression gegenüber 
friedlichen Demonstranten umge-
wandelt zu haben.“ – Dragnea re-
agierte prompt auf die Kritik: Der 
Präsident instrumentalisiere die 
Vorkommnisse und „stachelt die 
Bevölkerung gegen die Sicherheits-
kräfte auf“. Er kündigte erneut ein 
Amtsenthebungsverfahren gegen 
Johannis an, um den lästigen Kriti-
ker endlich loszuwerden.
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Afrika fehlen die Waren 
für den Freihandel

Die EU hat sich vorgenommen, 
die Fluchtursachen für die Millio-
nen nach Europa drängen jungen 
Afrikaner zu bekämpfen. Dabei 
offenbaren gerade manche „Fach-
politiker“ ihre Unwissenheit in der 
Angelegenheit.

Die Europäische Union sollte 
nach Ansicht des deutschen Ent-
wicklungsministers Gerd Müller 
ihre Märkte für sämtliche Güter 
aus Afrika öffnen. Besonders Ag-
rarprodukte sollten zoll- und quo-
tenfrei eingeführt werden können, 
um in Afrika Jobs für Millionen ar-
beitslose junge Menschen zu schaf-
fen, sagte der CSU-Politiker der 
„Welt-Online“. Sogar „Der Spie-
gel“ fand die Idee des Ministers so 
eindrucksvoll, dass er ihm einen 
großen Beitrag widmete.

Nur haben sich weder der Mi-
nister, noch die Redakteure von 
„Welt“ oder „Spiegel“ anscheinend 
mit dem Thema befasst. Denn sonst 
hätten sie wissen können, dass es 
gar keine Hindernisse für afrikani-
sche Güter mehr gibt. „Everything 

but arms“ („Alles außer Waffen“) 
heißt nämlich ein Programm der 
EU, das im Jahr 2001 zur Unter-
stützung der am wenigsten entwi-
ckelten Länder eingeführt wurde. 
34 von ihnen liegen in Afrika.

Das Problem: Viele afrikanische 
Staaten können gar keine wettbe-
werbsfähigen Produkte anbieten. In 
weiten Teilen Afrikas gibt es kein 
zeitgemäßes Unternehmertum. Von 
einem ähnlichen Programm der 
USA profitiert immerhin die Tex-
tilindustrie in Äthiopien und Kenia.

Afrikanische Handelsware.
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Programm-Kaiser 
Ist Ihnen schon aufgefallen, dass 

Ex-Kanzler Christian Kern nun 
schon mehrmals Parteiprogram-
me präsentiert hat, die vager und 
schwammiger nicht sein können! 
„Weltoffenheit“ ist doch bitte kein 
Parteiprogramm, sondern bes-
tenfalls eine gemeine Drohung an 
die Bürger und eine herzliche Auf-
forderung an Migranten, sich auf 
Kosten der Steuerzahler weiterhin 
im „All-Inklusive-Traumziel-Kata-
log“ Österreich auszusuchen!

Armin Schütz, per E-Mail

Selber schuld
Es ist doch sehr fraglich, ob wir 

Asylwerber als Lehrlinge wirklich 
brauchen.  Jahrelang hat die Wirt-
schaft, insbesondere Großbetriebe 
immer weniger Lehrlinge ausgebil-
det und jetzt schreien sie nach Fach-
kräfte. An dieser Misere sind diese 
Unternehmer doch selber schuld.

Ernst Pitlik, Wien

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
Überfällige Reform

An überfälligen Reformen führt 
kein Weg vorbei. Vor allem dann, 
wenn sie schon Jahrzehnte in ver-
antwortungsloser Manier auf die 
lange Bank geschoben wurden. Das 
gilt auch für unser Gesundheits-
system (…) Die Ausgaben liegen 
mittlerweile bei rund 40 Milliarden 
jährlich. 74 Prozent davon werden 
von Bund, Ländern, Gemeinden so-
wie Sozialversicherungsträgern fi-
nanziert, rund 10 Milliarden zahlen 
Private dazu. Diverse „Gratisleis-
tungen“ an Menschen, die in Öster-
reich noch nie etwas ins Sozialsys-
tem eingezahlt haben, sorgten für 
eine Beschleunigung der Schieflage 
unseres Gesundheitssystems.

Christian Stafflinger, Linz

Vergesslichkeit
Es haben anscheinend immer 

mehr Menschen Probleme mit dem 
sinnerfassenden Lesen beim The-
ma Eurofighter. So „vergessen“ 
manche, dass die Regierung Schüs-
sel ganz andere Flugzeuge gekauft Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

hat, als dann – nach „Vertrags-
änderung“ durch Herrn Darabos 
– geliefert wurden. Um einen ver-
hältnismäßig lächerlichen „Preis-
nachlaß“ haben wir das „alte Mo-
dell“ gekauft – teilweise sogar 
gebraucht - und um drei Flugzeu-
ge weniger. Wir haben auch auf 
wichtige Ausstattungen (Nachtflug-
geräte etc.) und auf einen Service-
vertrag „verzichtet“. Das ist auch 
der Hauptgrund, warum eine neu-
erliche Aufrüstung uns weitere 200 
Millionen kostet, die wir in die alten 
Flieger investieren müssten. Dieses 
Desaster geht allein auf das Konto 
von Herrn Darabos und der SPÖ.

Stephan Pestitschek, Strasshof

Ausverkauf 
Nachdem bekannt wurde, dass 

die Wohnbauvereinigung GFW 
3.000 Sozialwohnungen um läppi-
sche sechs Millionen Euro an ei-
nen Investor aus der Schweiz gera-
dezu verschleudern möchte, fragt 
man sich, da Eigentum immer teu-
rer wird und die Mieten auch stets 
in die Höhe schießen, wo hier der 
gellende Aufschrei von SPÖ und 
Herrn Kern bleibt? 2.000 Euro 
für eine „gemeinnützige“ Sozial-
wohnung? (...) Wenn man bedenkt, 
dass diese 3.000 Wohnungen einen 
Marktwert von 700 Millionen Euro 
haben, dann ist der Fall BUWOG 
gegen diesen „Deal“ geradezu ein 
„Lercherlschas“!

Stefan Scharl, Klosterneuburg
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Der Kulturring Brigittenau lädt 
am Freitag, dem 24. August 2018, 
zu einer Nachtführung in der Burg 
Liechtenstein. Treffpunkt: 19.30 Uhr 
vor der Burg (Am Hausberg 2, 2344 
Maria Enzersdorf). Kosten: 15 Euro/
Person. Anmeldung bis 22. August 
bei Frau Schalk: 0664 8203094 oder: 
brigitta.schalk@chello.at

Nachtführung in der
Burg Liechtenstein24

AUGUST

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Donnerstag, dem 23. August 2018, 
zum Sommergespräch mit dem 
gf. FPÖ-Klubobmann Johann Gu-
denus ins Gasthaus „Goldener 
Hirsch“ (Hirschstettner Straße 83, 
1220 Wien).Beginn: 19.00 Uhr.

Die FPÖ Donaustadt lädt am 
Donnerstag, dem 30. August 2018, 
zum Sommergespräch mit dem 
FPÖ-Verteidigungsminister Mario 
Kunasek ins Gasthaus „Goldener 
Hirsch“ (Hirschstettner Straße 83, 
1220 Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Die FPÖ Landtraße lädt am Mitt-
woch, dem 5. September 2018, zum 
Stammtisch mit FPÖ-Generalsekre-
tär Harald Vilimsky in ihr Bezirks-
parteilokal (Am Modenapark 8-9, 
1030 Wien). Beginn: 19.30 Uhr.

Die FPÖ Simmering lädt am 
Mittwoch, dem 5. September 2018, 
zu ihrem Stammtisch ins Gasthaus 
„Auszeitstüberl“ (Grillgasse 20, 
1110 Wien). Beginn: 19.00 Uhr.

Die FPÖ Großebersdorf lädt am 
Samstag, dem 8. September 2018, 
zum Sommerfest in die Kellergasse 
am Gänsberg (Am Gänsberg, 2203 
Großebersdorf). Beginn: 16.00 Uhr.

Donaustädter
Sommergespräche

Donaustädter
Sommergespräche

Stammtisch der 
FPÖ Landstraße

Stammtisch der 
FPÖ Simmering

Sommerfest der 
FPÖ Großebersdorf

23
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AUGUST

AUGUST

SEPTEMBER

SEPTEMBER

SEPTEMBER
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Jeder zweite Tatverdächtige ist Ausländer 
„Es ist eine Katastrophe, was die 

rot-grüne Stadtregierung mit ihrer 
‚Willkommenskultur‘ der Wiener 
Bevölkerung da eingebrockt hat“, 
kommentiert der geschäftsführen-
de Wiener Landesparteiobmann 
Johann Gudenus die Halbjahreskri-
minalstatistik, wonach jeder zwei-
te in Wien gefasste Tatverdächtige 
kein Österreicher ist.

Das Verwerfliche an der „Will-
kommenskultur“ von Rot-Grün sei 
vor allem, dass Migranten durch die 
Ausschüttung von großzügigsten 
Sozialleistungen, Gratis-E-Card, 
allen nur erdenklichen Beratungen 
und Betreuungen sowie günstigen 
sozialen Wohnungen angelockt 
werden. Demgegenüber würden 
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Von den 38.720 Tatverdächtigen 
waren die Hälfte Ausländer.

Rot-Grün die Österreicher, denen 
all diese Leistungen von Rechts we-
gen zustehen würden, zu Bürgern 
zweiter Klasse degradieren.

„Zu den Folgen dieser Politik 
gehören neben den explodierenden 
Kosten, den Problemen an Schu-
len, in Krankenhäusern und im öf-
fentlichen Raum, der Wohnungsnot 
und der Islamisierung auch die da-
mit importierte Kriminalität. Wie 
viele Wiener dadurch Opfer von 
Verbrechen werden, ist ihnen völlig 
egal“, kritisierte Gudenus zu dieser 
„Hinter-mir-die-Sintflut-Politik“ 
der rot-grünen Stadtregierung. Ein-
zig die Bundesregierung arbeitet in 
Sachen Asyl und Sicherheit für die 
Wiener Bevölkerung.

Wie viel „Strohmann“ 
steckt in der Wiener SPÖ?
Immer mehr Belege decken Klüngel zwischen SPÖ und Investor auf

„Bisher unveröffentlichte Do-
kumente belegen eindrucksvoll, 
wie entscheidend Michael Tojner 
in den ‚Deal‘ um die WBV-GFW 
bzw. WBV-GÖD verwickelt ist. 
Hier muss es endlich zu umfas-
sender Aufklärung kommen“, for-
derte Mahdalik. Denn an Tojner, 
der nach eigenen Aussagen nur 
als Berater aufgetreten sei, sollen 
800.000 Euro Optionsprämie bei 
dem Verkauf geflossen sein. 

Warum schweigt die SPÖ? 
„Es wird zu klären sein, warum 

die SPÖ und die betroffenen Wohn-
baustadträte Michael Ludwig und 

Kathrin Gaal sich in dieser Causa 
dauernd für unzuständig erklären“, 
bemerkte Mahdalik bei der Ein-
bringung des Prüfantrags an den 
Stadtrechnungshof durch die Frei-
heitlichen.

„Langsam drängt sich die Frage 
auf, wie viel „Strohmann“ in der 
SPÖ steckt“, kritisierte Mahda-
lik nach der jüngsten Aussendung 
von Stefan Gregorich, dem Auf-
sichtsratsvorsitzenden der WBV-

Die Beschwichtigungspolitik 
der SPÖ muss ein Ende fin-

den. Egal, an welchem Faden 
man in Sachen WBV-GFW zieht 
– er endet stets bei Michael Toj-
ner“, kommentiert FPÖ-Klubob-
mann Toni Mahdalik die jüngst 
aufgetauchten Unterlagen.

SPÖ-Bürgermeister Michael Ludwig in Erklärungsnotstand.

GFW. „Als Sozialdemokrat ver-
stehe ich nicht, warum die SPÖ als 
einzige Partei in Wien sich hier auf 
die Seite Michael Tojners stellt“, 
kritisierte etwa Gregorich. Der 
Revisionsverband und das Wirt-
schaftsministerium hätten klar ver-
anschaulicht, dass der Verkauf der 
3.000 Sozialwohungen rückabzu-
wickeln seien. „Es ist eine Schan-
de, an wessen Seite diese SPÖ hier 
steht“, sekundierte Mahdalik.
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„Ja, i bin min Radl da!“ de-
monstrierte unlängst Herr Kern 
umweltbewusst vor einer Sit-
zung. Vorher hatte er ein neues 
SPÖ-Programm vorgestellt, das 
sehr grün ausschaut.

Und dann schimpfte er auf die 
Regierungsidee, die Sitzungs-
schwänzer unter den Abgeordne-
ten zu bestrafen. 

Da ist mir eingefallen, dass ich 
während der letzten Nationalrats-
sitzung einen dieser Herren durchs 
Fenster beim Demel gesehen hab. 
Ich weiß nicht, wie er heißt, aber 
sein Gesicht war mir von den 
Fernsehübertragungen geläufig, 
wo er ja doch mitunter zu entde-
cken war. 

Armer Kerl, dachte ich damals, 
hat vorm Einmarsch ins Ersatz-
parlament die Kräfte verloren und 
stärkt sich jetzt schnell.

Ein anderes Mal, schon im Früh-
jahr, hab ich allerdings zufällig ei-
nen anderen vom TV her bekann-
ten „Herrn Nationalrat“ während 
einer Sitzung beim „Grünspan“ im 
fernen Ottakring erblickt. 

Ich erinnere mich angesichts 
der verschiedenen Lokale, die da 
offenbar besucht werden, an ein 
lang zurückliegendes Gespräch 
mit dem Nobelpreisträger Leopold 
Kohr im Café Sperl. Sein Motto 
war ja „Small is beautiful“, also 
„Klein ist schön“.

Hier schließt sich der Kreis. Die 
SPÖ wird nämlich von Tag zu Tag 
schöner.

Ein Radler

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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Amüsiert ver-
folgt Tirols 
FPÖ-Obmann 
Markus Ab-
werzger die 
Diskussion 
zur Direkt-
wahl des 
L a n d e s -
hauptmannes: „Die FPÖ hat dazu 
1997 und 2012 einen Antrag im 
Landtag eingebracht. Und die Tiro-
ler SPÖ, die jetzt das Thema auf-
zuwärmen versucht, hat in beiden 
Abstimmungen dagegen votiert.“

FPÖ-Landesparteiobmann Jo-
hann Tschürtz wies die von der ge-
schäftsführenden Stadtparteiobfrau 
der FPÖ Neusiedl, Maria Nako-
vits, bei ihrem Parteiaustritt geübte 
Kritik an der Landes-FPÖ zurück. 
„Ich-Bezogenheit“ von Nakovits 
sei der Hauptgrund gewesen, be-
merkte Tschürtz, der das „mediale 
Theater“ rund um ihren Parteiaus-
tritt kritisierte. Zudem seien nicht 
sechs Mitglieder aus der Stadt-Par-
tei ausgetreten, sondern nur eines, 
nämlich Nakovits. Die übrigen von 
ihr genannten Personen seien noch 
keine Parteimitglieder gewesen.

Korrektur zu Austritt

NIEDERÖSTERREICH

TIROL

Vergessliche SPÖ

„Der aktuelle Vorstoß von Ge-
meindebund-Präsident Alfred 
Riedl zeigt, dass wir Freiheitliche 
einmal mehr die Zeichen der Zeit 
erkennen und manche immer et-
was hinterherhinken“, bemerkte 
FPÖ-Seniorensprecher Erich Kö-
nigsberger zu Riedls Vorschlag, die 
Zeit für die Pflege von Angehöri-
gen auf die Pension anzurechnen. 
Bereits im November 2017 haben 
Niederösterreichs Freiheitlichen 
im Landtag die „Schaffung einer an 
die Pflegebedürfnisse angepassten 
Zeit als Pensionsversicherung für 
pflegende Angehörige“ gefordert. 
Während aber Riedl die Angehö-
rigen der Pflegestufen eins bis drei 
durch den Rost fallen lassen wolle, 
sei für die FPÖ immer klar gewe-
sen, dass diese pensionsanrechen-
baren Zeiten für Pflegende aller 
Pflegestufen gelten müssten: „Kei-
ne sozialen Ungerechtigkeiten!“

Gleiches Recht für alle

Den lockeren Umgang mit den 
Grundfesten der Demokratie durch 
SPÖ-Landeshauptmann Peter Kai-
ser kritisiert die Kärntner FPÖ. 
Denn Wahlbetrug und Sozialmiss-
brauch würden durch Scheinstaats-
bürgerschaften Tür und Tor geöff-
net. Im Zusammenhang mit den 
illegalen türkischen Doppelstaats-
bürgern kritisiert Klubobmann 
Gernot Darmann das fehlende En-
gagement des Landeshauptman-
nes bei der Überprüfung: „Jeder 
Scheinstaatsbürger, der bei uns das 
Wahlrecht erschummelt oder Sozi-
albetrug begeht, hat mit härtesten 
Konsequenzen zu rechnen.“

Gernot Darmann

KÄRNTEN

Kaiser ignoriert 
„Doppelpässe“

Markus Abwerzger

BURGENLAND

STEIERMARK
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FPÖ wirft Michael Schickho-
fer vor, das zweithöchste Amt 

der Regierungsamt des Landes 
für rein parteipolitische Kritik an 
der Regierung zu missbrauchen.  

„Nahezu täglich fällt der SPÖ-
Chef mit Wortmeldungen in Rich-
tung Wien auf und vergisst dabei, 
wofür er eigentlich vom steirischen 
Steuerzahler entlohnt wird“, lautet 
die Kritik von FPÖ-Landesparteise-
kretär Stefan Hermann. Es sei inak-
zeptabel, dass Michael Schickhofer 
sein Regierungsamt dazu missbrau-
che, um gegen die Bundesregierung 
zu agitieren. „Wenn er unbedingt 
Oppositionspolitik betreiben möch-
te, dann sollte er von seinem Amt 
als Landeshauptmann-Stellvertreter 
schleunigst zurücktreten“, fordert 
Hermann.

Folgen der SPÖ-Politik
Besonders peinlich seien die 

wiederholten Äußerungen Schick-

hofers zur Sicherheitspolitik. „Ös-
terreich wurde unter den roten 
Kanzlern Faymann und Kern zu 
einem Dorado für Radikalisla-
misten“, erinnerte Hermann. De-
ren „Willkommenspolitik“ habe 
zu den massiven sicherheitspoliti-

schen Negativentwicklungen der 
letzten Jahre geführt. Die Nervosi-
tät des roten Parteivorsitzenden sei, 
so Hermann, für die FPÖ durch-
aus nachvollziehbar: „Schickhofer 
wirkt wie ein Ertrinkender, der nur 
noch wild um sich schlägt.“

Landeshauptmann-Stellvertreter 
Schickhofer ist untragbar!
FPÖ für Rücktritt des SPÖ-Parteichefs wegen Amtsmissbrauchs

Vorarlbergs freiheitlicher Ener-
giesprecher Joachim Weixlbau-
mer kritisiert die neuen Belas-
tungsvorschläge der Grünen zum 
Klimaschutz. „Die Halbwertszeit 
der Politik der Grünen ist eine 
äußerst kurze. Innerhalb weni-
ger Tage zerbröselt das ausgerufe-
ne Abgehen der Grünen von ihrer 

bisherigen ‚Politik des erhobenen 
Zeigefingers‘, und man kehrt zu 
neuen Belastungsszenarien und 
zur altbekannten Sündenbockpoli-
tik zurück“, so seine Reaktion auf 
die jüngsten Vorschläge des Grü-
nen-Landtagsklubobmanns Adi 
Gross zum Klimaschutz. 

Man müsse vielmehr ein Be-
wusstsein für den Klimaschutz in 
den Köpfen der Menschen veran-
kern, Anreize für eine Wegorien-
tierung von fossilen Energieträgern 
hin zu erneuerbarer Energie setzen 
und das Energiesparen noch stärker 
in den Vordergrund rücken. „Eine 
Belastungspolitik mit Steuererhö-
hungen oder das permanente Ver-
teufeln des motorisierten Verkehrs 
lehnen wir ab. Hier erwarte ich mir 
auch einmal klare Worte des Lan-
deshauptmannes zu den wiederhol-
ten Rufen seines grünen Koalitions-
partners nach Zwangsmaßnahmen, 
Bevormundung, Strafzahlungen 
oder Steuererhöhungen“, forderte 
Weixlbaumer.

Weixlbaumer: Überzeugungsar-
beit statt Steuererhöhungen.

Grüne Klimabelastungen
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VORARLBERG

Parteipolitisch motivierte Kritik Schickhofers empört Freiheitliche.
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Auch für „ÖVP-Westachse“ 
gilt Regierungsprogramm 
Haimbuchner fordert Bekenntnis zu Reform der Sozialversicherungen

Dass die Umsetzung des Regie-
rungsprogramms im Sozial- und 
Gesundheitsbereich alles andere als 
leicht ist, bemerkte der oberöster-
reichische Landeshauptmann-Stell-
vertreter und FPÖ-Landesaprteiob-
mann Manfred Haimbuchner zur 
Kritik der „ÖVP-Westachse“, der 
Landeshauptmänner von Vorarl-

berg, Tirol und Salzburg.
„Gerade die massive Kritik an 

der geplanten Krankenkassenzu-
sammenlegung – die auch ich seit 
Jahren fordere – zeigt, dass Frau 
Hartinger-Klein auf dem richtigen 
Weg ist. Sie setzt den Wählerwil-
len um und nicht den Willen al-
ter Machtklüngel“, betonte Haim-
buchner.

Machtkämpfe in der ÖVP
Vieles deutet derzeit darauf hin, 

dass die ÖVP einen parteiinternen 
Konflikt auf dem Rücken der Bun-
desregierung austrage, was er für 
falsch und gefährlich halte. Er nann-

Die Vorwürfe von Vorarlbergs 
ÖVP-Landeshauptmann 

Wallner gegen Sozialministerin 
Beate Hartinger-Klein seien über-
zogen und unangebracht, kriti-
sierte Oberösterreichs FPÖ-Lan-
deschef Manfred Haimbuchner.

te in diesem Zusammenhang auch 
die ÖVP-Sympathien für die Idee 
des grünen oberösterreichischen 
Landesrates Rudolf Anschober, wo-
nach eine Lehrstelle einen fehlen-
den Aufenthaltstitel ersetzen solle. 

„Das wäre nicht nur eine Rechts-
beugung, sondern auch ein völlig 
falsches Signal an illegale Ein-
wanderer, über einen Lehrantritt in 
Österreich bleiben zu können. Die 
ÖVP soll ihre internen Machtspie-
le in ihren Parteigremien austragen. 
Jedenfalls halte ich es für unklug, 
solche Dinge auf die Sacharbeit der 
Bundesregierung zu projizieren“ 
sagte Haimbuchner und mahnte 
„mehr Sachlichkeit“ in der Debat-
te ein.

Dass die Aufräumarbeiten lang-
jähriger sozialdemokratischer Poli-
tik im Sozialbereich aufwendig und 
mühsam werden, sei den Regie-
rungsparteien von Anfang an klar 
gewesen. Gerade der aktuelle Fall 
von missbräuchlicher, ja kriminel-
ler Verwendung von Sozialgeldern 
in Oberösterreich zeige exemp-
larisch, wie wichtig es sei, in die-
sem Bereich die Sümpfe trocken-
zulegen, betonte Haimbuchner: „Ja, 
man muss über einzelne Schrit-
te dieser Kassenreform sprechen. 
Aber ich erwarte mir von allen Ver-
tretern der Regierungsparteien ein 
klares Bekenntnis für ein Mitein-
ander beim Regierungsprogramm!“
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Der Begriff „Heimat“ soll ge-
mäß unserem Antrag in der oberös-
terreichischen Landesverfassung 
verankert werden. Für uns stehen 
damit ganz klar auch die Begriffe 
„Tradition“ und „Brauchtum“ in 
Verbindung. Diesen soll der ent-
sprechende Stellenwert verliehen 
werden. Der Erhalt und Schutz der 
landestypischen Brauchtümer und 
Traditionen ist vor allem in Zeiten 
mit hoher Einwanderung von gro-
ßer Bedeutung.

Die Landesverfassung ist un-
ser höchstes Rechtsgut und damit 
wichtige Grundlage und Regu-
lativ allen politischen Handelns. 
Daher hat die FPÖ beantragt, 
den Begriff „Heimat“ als Leitge-
danken in die Landesverfassung 
aufzunehmen. Damit soll das kul-
turelle Erbe als etwas Selbstver-
ständliches in den Verfassungs-
rang gehoben werden. Es sollen 
die Werte der weltlichen, aber 
auch zugleich religionsfreundli-
chen, offenen, christlich gepräg-
ten Gesellschaft berücksichtigt 
werden. 

Die Oberösterreicher identi-
fizieren sich mit dem Land, der 
Kultur und den Sitten und Ge-
bräuchen. Sie befürworten den 
Kurswechsel in der Integrations-
politik. Heimat bedeutet nämlich 
auch, unsere Regeln zu befolgen 
und unsere christlich-abendländi-
sche Leitkultur zu akzeptieren. 

Heimat ist für uns – frei nach 
dem Dichter-Wort von Gottfried 
von Herder – da, wo man sich 
nicht erklären muss. Sie ist ein 
hohes Gut, an dem man sich ori-
entieren kann und muss. Nicht 
wir werden unsere Traditionen 
ändern, sondern unsere Traditi-
onen und unser Brauchtum sind 
Werte, an denen auch in Zukunft 
nicht gerüttelt werden darf! 

Heimat in die Verfassung

Manfred Haimbuchner
FPÖ-Landesparteiobmann Oberösterreich
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OBERÖSTERREICH

Bei Regen beim
Kreuzbergwirt

Die Freiheitlichen
Schärding

SCHOPPEN
FRÜH

Sonntag, 19. August
ab 10 Uhr   Jahnpark
vor den Toren der Stadt

 ab 10:00 Uhr > Jahnpark

>> Musik von der Ilz River Gang
>> Gratis Bummelzugfahrt durch die Stadt

Weißw� st

Zugestellt durch Österreichische Post

Die „ÖVP-Westachse“, die „alt-schwarzen“ Landeshauptleute Günter Platter, Markus Wallner und Wilfried 
Haslauer (v.l.), fallen der Koalition bei den Reformthemen all zu oft in den Rücken.

LÄNDER-
SACHE
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„Kurier“, den 
„Sternenhim-
mel retten“. 
Real geht es 
Teufel darum, 
die künstliche 
Aufhellung des 

Nachthimmels zu stoppen, da dieser 
„permanente künstliche Vollmond“ 
Auswirkungen auf Mensch und Tier 
hat. Deshalb soll die Beleuchtung 
von Gebäuden zwischen 23 und vier 
Uhr früh abgeschaltet werden.

Wenn nichts mehr geht, dann wird 
die „Islamophobie“ hervorgeholt. So 
praktiziert es die Islamische Glau-
bensgemeinschaft 
beim jetzigen 
Erlass gegen die 
„Hinterhofschäch-
tungen“, wie „Die 
Presse“ berichtet. 
Dabei ist es ge-
rade die IGGÖ, d i e 

NACHRICHTEN

Rottweiler-Attacke auf
Neunjährigen
In Berndorf (Bezirk Baden) ist

am Wochenende ein Neunjäh-

riger Opfer einer Rottweiler-At-

tacke geworden. Er wurde

mehrmals in die Füße gebissen

und musste per Hubschrauber

ins Spital gebracht werden. Der

Hund soll auch eine 39-Jährige

gebissen haben.

Beamter griff
offenbar in Kassa
Ein Mitarbeiter der Bezirks-

hauptmannschaft Klagenfurt-

Land hat offenbar mehr als

260.000 Euro veruntreut, teilt

die Landesamtsdirektion mit.

Der Mann wurde entlassen und

angezeigt.

Innsbruck: Illegales
Bordell ausgehoben

Die Tiroler Polizei hat ein ille-

gales Bordell samt Glücksspiel-

lokal geschlossen. In der Krane-

bitter Allee fanden die Beamten

fünf illegale Automaten, zudem

wurde im Dachgeschoss Ge-

bäude Prostitution betrieben.

Essen in der U6:
Verbotspickerl
kleben schon
Pizza, Essen aus Asia-Boxen

und Burger bald verboten.

Wien. Die Ergebnisse der Umfra-

ge, welches Essen in der U6

denn verboten werden soll,

sind noch gar nicht offiziell – da

folgt erst eine offizielle Präsen-

tation am Donnerstag – aber

die Verbots-Piktogrammsticker

kleben schon: Pizza, Burger

(den kann man auch für eine

Leberkäsesemmel oder Döner

halten) und Essen aus Asia-Bo-

xen sind demnach nicht mehr

erwünscht. Gelten soll das Ess-

verbot in der Linie U6 dann mit

Anfang September.
Welche Speisen konkret

verbannt werden, darüber

konnten Fahrgäste in einer On-

line-Umfrage mitbestimmen,

die am Sonntag zu Ende ging.

Ungeachtet dessen wurden al-

lerdings bereits die ersten Ver-

botssticker in denWaggons auf-

geklebt, denn stark riechende

warme Snacks sollen auf jeden

Fall verboten werden.
Weshalb schon jetzt Sticker

angebracht werden? Dass ein

Essverbot komme, sei von An-

fang an klar gewesen, erklären

die Wiener Linien. Und die

Rückmeldungen beim Kunden-

dienst hätten gezeigt, dass es je-

denfalls in Richtung stark rie-

chender warmer Speisen gehen

werde. Mit der Umfrage habe

man wissen wollen, ob es sei-

tens der Fahrgäste noch zusätz-

liche Wünsche nach weiteren

Verboten gebe. Laut Sprecherin

nahmen mehr als 50.000 Men-

schen am Voting teil. Die Er-

gebnisse sollen noch im Laufe

dieser Woche öffentlich präsen-

tiert werden. (ag)

KLEINE CHRONIK

Namenstag.
Di:Maximilian.
Mi: Mariä Himmelfahrt. Arnulf,

Assunta.

Festtage, Jubiläen.
Anna Maria Niczky vollendet in

Wien-Landstraße am 15. Au-

gust ihr 95. Lebensjahr.
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Parlament: Das nächste KH Nord?
Bauprojekt. Die Revitalisierung des Par

laments läuft aus dem Ruder, Pläne für Erdbebensicherheit

müssen adaptiert werden, die Politik bringt den Rechnungshof in eine unangenehme Lage.

VON MARTIN STUHLPFARRER

Wien. Die Sanierung des Parla-

ments läuft aus dem Ruder: Der

Generalplaner klagt die Republik,

es wurde mehr Asbest gefunden

als erwartet, Ausschreibungen

wurden vergessen, wegen einer

Kostenexplosion musste das Pro-

jekt massiv abgespeckt werden,

um den Kostenrahmen von 352,2

Millionen Euro einhalten zu kön-

nen („Die Presse am Sonntag“ be-

richtete). Nun müssen auch „die

Maßnahmen zur geforderten Erd-

bebensicherheit aufgrund des vor-

gefundenen Bestandes adaptiert

werden“, wie es seitens der PGSG

(Parlamentsgebäudesanierungsge-

sellschaft) heißt.
Im Klartext: Die vorgefundene

Bausubstanz ist offenbar in einem

schlechteren Zustand als erwar-

tet – daher müssen die Pläne adap-

tiert werden, damit das Parlament

nach der Sanierung auch vor-

schriftsmäßig erdbebensicher ist.

Laut PGSG ist das „bei Bestandssa-

nierungen ein üblicher und oft-

mals notwendiger Vorgang“.

Wenn man aber bereits hier

auf eine Bausubstanz gestoßen ist,

die schlechter ist als erwartet, be-

deutet das für die weitere Sanie-

rung nichts Gutes – es würde viel-

mehr jene Kreise bestätigen, die in

der „Presse am Sonntag“ gewarnt

hatten: Der Zustand des Parla-

ments sei nicht genau genug erho-

ben worden – weil die dafür not-

wendigen umfangreichen Probe-

bohrungen den Parlamentsbetrieb

zu sehr gestört hätten.

Wer prüft die Causa?

Die Causa hat eine weitere Facette:

Die Politik hat den Rechnungshof

in eine unangenehme Lage ge-

bracht; und damit die Kontrolle.

Wer die Internetseite der Par-

lamentsgebäudesanierungsgesell-

schaft besucht, findet unter der

Definition „Bauherrenausschuss“

Folgendes: „Projektbegleitendes

Kontrollgremium. Mitglieder: Prä-

sidialkonferenz und Rechnungs-

hofpräsidentin.“
Im Klartext: Die Klubchefs der

Parteien sitzen mit dem Rech-

nungshof in jenem Gremium, das

die Sanierung kontrollieren soll.

Damit stellt sich die Frage: Wer soll

das aus dem Ruder laufende Pro-

jekt kontrollieren, wenn der Rech-

nungshof (RH) selbst involviert ist?

Prüft der RH nun sich selbst?

„Der Rechnungshof prüft sich

nicht selbst – er hat in diesem Gre-

mium ausschließlich eine beob-

achtende Rolle“, wird im RH fest-

gehalten. Präsidentin Margit Kra-

ker treffe in diesem Gremium kei-

nerlei Entscheidungen und nehme

auch nicht an Abstimmungen

(über Bauentscheidungen) teil.

Deshalb könne man unbefangen

Teilprüfungen bei der Parlaments-

sanierung machen. Hier wurde der

RH tatsächlich bereits aktiv – mit

einer harschen Kritik am Bauma-

nagement.
Wozu sitzt der Rechnungshof

überhaupt in dem Bauherrenaus-

schuss der Parlamentssanierung –

wenn er nur beobachtet und keine

Entscheidungen trifft? In Abgeord-

netenkreisen ist zu hören, dass der

Rechnungshof gegen seinen Wil-

len in diesem Gremium vertreten

ist: „Das war damals der politische

Wille“, ist in parlamentarischen

Kreisen zu hören. „Er wurde hi-

neingezwungen“, formuliert es ein

anderer Parlamentarier.
Der RH bezeichnet das auf

„Presse“-Anfrage diplomatisch als

„Premiere“. Man kenne keine

Konstruktion, bei welcher man in

einem Gremium gesessen sei, das

so nahe an der Bauabwicklung ge-

wesen wäre.
Die Causa Parlament hat alle

Zutaten für politischen Schlagab-

tausch. Geplant wurde die Sanie-

rung unter der damaligen Parla-

mentspräsidentin Doris Bures

(SPÖ), die heute Vizepräsidentin

ist. Offiziell verantwortlich für die

Sanierung ist nun Parlamentsprä-

sident Wolfgang Sobotka (ÖVP).

Politische Sprengkraft

Er hat kürzlich angekündigt, dass

die BIG (Bundesimmobiliengesell-

schaft) die Sanierung übernehmen

wird – womit Finanzminister Hart-

wig Löger (ÖVP), zu dessen Res-

sort die BIG gehört, de facto der

Chef der Sanierung wäre. Löger

soll aber nicht begeistert sein, dass

man ihm die Sanierung, die völlig

aus dem Ruder zu laufen beginnt,

„umhängen“ wolle – wird zumin-

dest in den Gängen des Finanzmi-

nisteriums erzählt.
Auch wenn seitens des Parla-

ments betont worden war: Die

Übergabe an die BIG sei seit Lan-

gem geplant gewesen. Nun über-

nimmt die BIG zumindest die

GmbH für die Umsetzung des Pro-

jektes.

Schächten: Olgun kritisiert „Lex Islam“
Regierungserlass. Die Islamische Glaubensgemeinschaft reagiert mit Kritik auf den neuen Erlass:

Die Einschränkungen seien ein „Affront gegenüber Muslimen“, die bisherigen Gesetze seien ausreichend.

Wien. Die Islamische Glaubensge-

meinschaft (IGGÖ) hat amMontag

kritisch auf den neuen Erlass des

Sozialministeriums reagiert, mit

dem „illegale Hinterhofschlach-

tungen“ unterbunden werden sol-

len. Mit der IGGÖ sei kein Ge-

spräch gesucht worden, kritisierte

Präsident Ibrahim Olgun. Er sieht

in dem Erlass einen „Affront“ ge-

genüberMuslimen.
Er hält die aktuelle Gesetzes-

lage zum Schächten für ausrei-

chend. Der Erlass gilt ab 15. Au-

gust, tritt also kurz vor Beginn des

islamischen Opferfests in Kraft,

das heuer von 21. bis 24. August

stattfindet. Die FPÖ argumentiert,

dass damit die tierquälerische und

hygienisch gefährliche Tötung von

rund 25.000 Schafen pro Jahr ein

Ende finden werde. Nicht einge-

griffen werde in rituelle, ordnungs-

gemäß durchgeführte Schächtun-

gen an dafür geeigneten Orten wie

etwa koscheren Schlachtbetrieben.

Die Regierung, allen voran Vi-

zekanzler Heinz-Christian Strache

(FPÖ), habe bei der Verkündung

des Erlasses explizit auf das islami-

sche Opferfest Bezug genommen -

„somit ist der aktuelle Erlass wohl

als ,Lex-Islam’ zu verstehen“, kriti-

siert Olgun. Die IGGÖ sei nicht zu

Gesprächen eingeladen worden.

Es stehe „außer Streit“, dass

Schächtungen gemäß den gesetzli-

chen Vorgaben durchzuführen sei-

en, betonte er. Die aktuelle Geset-

zeslage bezüglich des Schächtens

sei ausreichend. Die Zahlen, die

von der Regierung genant wurden,

seien „unrealistisch“.
Die IGGÖ befürchtet, dass die

nun kolportierte verpflichtende

Meldung des Fleischbedarfs nichts

anderes sei als die vor einigen Wo-

chen debattierte Registrierung von

Beziehern in Niederösterreich,

eben nur anders verpackt. Und be-

tonte, dass von dem Erlass auch

Juden betroffen sein würden.

Der niederösterreichische Lan-

desrat Waldhäusl (FPÖ) hatte kürz-

lich mit dem Vorstoß, den Bedarf

von koscher produziertem Fleisch

einzeln prüfen lassen, für Protest

gesorgt: Die Israelitischen Kultus-

gemeinde fürchtete, Schlachthöfe

und Verkaufsstellen müssten Lis-

ten ihrer jüdischen und muslimi-

schen Kunden führen. Landes-

hauptfrau Johanna Mikl-Leitner

(ÖVP) stellte klar, so eine Registrie-

rungen werde es nicht geben.

Länder sollen kontrollieren

Seitens der Bundesregierung hießt

es, die Regelung im Hinblick auf

eine bessere Kontrolle des Schäch-

tens sei schon lange in Arbeit.

Konkret geht es darum, dass die

Schlachtung von Tieren für den

häuslichen Eigenbedarf des Tier-

halters unter bestimmten Bedin-

gungen von der Schlachttier- und

Fleischuntersuchung ausgenom-

men ist. Seit 2006 werde dies so

ausgelegt, dass das auch gilt, wenn

ein Tier an den neuen Besitzer

übergeben und dann unmittelbar

in den Räumen des Züchters ge-

schlachtet werde. Es gebe einen

Betrieb, der 2017 bei 30000 Scha-

fen so vorgegangen sei, weitere

hätten mehr als 100 Tiere so (und

damit ohne behördliche Kontrolle)

vermarktet, so die FPÖ. In Zukunft

soll die Ausnahme wirklich nur

noch für den Eigenbedarf gelten.

Eine Weitergabe des getöteten

Tiers ohne Beschau sei nicht mög-

lich, auch rituelle Schlachtung für

den Eigenbedarf wird verboten.

Kontrollieren sollen das die Bun-

desländer. (ag/cim)

Polizistin und
Pferd – ein
Kennenlernen

Fünf Frauen und zwei Männer

arbeiten derzeit mit den ersten

vier Polizeipferden in der

MilitärakademieWiener Neu-

stadt. Kennenlernen und Ein-

übung in Coolness sind für die

Tiere angesagt. 48 Polizisten

werden in einerWoche vorrei-

ten, zehn werden in die Reiter-

staffel aufgenommen. [ APA ]

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoekirchner - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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Warum eigentlich?
Alfred Riedl Das ganze
Interview ist am Dienstag, 14. 8.,

ab 18.45 Uhr zu sehen.
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schutzabteilung (MA22)

durchführte, gezeigt, dass

die künstliche Aufhellung

des Nachthimmels von 2011

bis2017jedesJahrimSchnitt

um sechs Prozent zuge-

nommen hat. Und auch die

Zukunftsaussichten sind trü-

be: Pro Jahr wird die Licht-

verschmutzung um bis zu

fünf Prozent weiter anstei-

gen.DarunterleidenTierund

Mensch.

Maßnahmen
„Der permanente ,künstliche

Vollmond’ hat enorme Aus-

wirkungenaufdie innereUhr

des Menschen. Der Schlaf-

und Wachrhythmus wird

ebenso gestört wie der Hor-

monhaushalt“, betont der

Politiker, der auch Maßnah-

men fordert. So sollen unter

anderem „Handelsketten,

Discos und Fußballvereine

verpflichtet werden, Licht

nicht unkontrolliert in den

Himmel zu streuen“. Auch

kann sich Teufel vorstellen,

St. Pölten.FreiheitlichewarnenvorL
ichtverschmutzungundwolleneinenSternenpar

kerrichten
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idyllische Landschaftsbild

undeinenhöherenVerkehrs-

lärm, andererseits einen Ver-

lustderKundenfrequenz.
Das Ziel der Initiative ist

es, eine Bürgerbefragung zu

erwirken. Noch bis zum

20. August sammeln Mit-

streiter daher Unterschriften.

Schon 2014 gelang es der Ini-

tiativemitmehrals500Unter-

schriften, den Gemeinde-

beschlusszuverhindern.
Bürgermeister Maximi-

lian Igelsböck kann die Auf-

regungnichtnachvollziehen,

weil noch lange keine Um-

fahrung geplant sei. Die Fre-

quenz sei derzeit sowieso zu

gering. Aber man wolle für

die Zukunft eine Lösung be-

reithalten,erklärter.

KURIER.AT

Schwechat.ÜberdemFlugha-

fen Wien-Schwechat ist es

vergangenen Freitag erneut

zu einem heiklen Zwischen-

fall mit einer Drohne gekom-

men. Ein Airbus A-320 der

Austrian Airlines ist beim

Landeanflug über Bruck an

der Leitha und Göttlesbrunn

einemunbemanntenFlugob-

jekt in einer Höhe von etwa

5000 Fuß beziehungsweise

1500Meterngefährlichnahe

gekommen. Der Kapitän der

MaschinemachtedieDrohne

in etwa 200 Metern Entfer-

nung am Himmel ausfindig.

Zu einem Zusammenstoß

kam es zumGlück nicht. Das

Flugzeug landete kurz vor

19Uhrsicher inSchwechat.
Nachdem die Austro

Control nach dem Funk-

spruch des AUA-Kapitäns

sofort Anzeige bei der Polizei

erstattet hatte, wurden noch

Streifen von Schwechat in

das Fluggebiet der Drohne

geschickt. Die Beamten

konnten jedoch am Boden

niemanden mehr ausma-

chen, der das Flugobjekt

gesteuerthabenkönnte.

ÄhnlicheVorfälle
Laut Polizeiangaben ist es

zuletztam9.Oktoberundam

9.DezemberdesVorjahreszu

ähnlichen Zwischenfällen

beimLandeanflugvonPassa-

giermaschinen über Schwe-

chat gekommen. Laut Polizei

ereigneten sich die Sichtun-

gen damals in einer Höhe

zwischen300und700Meter

über dem Boden. Piloten der

illegal gelenkten Drohnen

konnten bisher aber keine

ausgeforscht werden. Er-

mittelt wird wegen vorsätz-

licher Gefährdung der Si-

cherheit der Luftfahrt. Die

Polizei bittet in diesem Zu-

sammenhang–auchvertrau-

lich – um Hinweise zu den

möglichen Drohnenpiloten

unter✆ 059133/36/2222.
Laut dem Sprecher der

Austro Control, Peter

Schmidt, benötigt man zum

Steuern einer Drohne eine

entsprechende Genehmi-

gung. Im Umfeld von Flug-

häfen und Flugplätzen gilt

jedoch ein absolutes Verbot

fürunbemannteFlugobjekte.

Drohne kam
AUA-Airbus
bei Landung
gefährlich nahe

ERMITTLUNGEN

Ein im wahrsten Sinne hohes

Ziel hat sich Reinhard Teufel

von der FPÖNiederösterreich

gesetzt. Der Landtagsabge-

ordnete hat nichts Geringeres

im Sinn, als den Sternen-

himmel zu retten. „Die Licht-

verschmutzung schreitet im-

mer weiter voran, Wissen-

schaftlerwarnen zuRecht vor

dem Verlust der Dunkelheit“,

sagt der Politiker, der zu dem

Thema eine Resolution ins

Lebengerufenhat.
Tatsächlich handelt es

sich um eine ernste Angele-

genheit, die Teufel da um-

treibt. Wie der KURIER be-

richtete, hat eine weltweit

einzigartigen Langzeitstu-

die, die die Sternwarte im

Auftrag der Wiener Umwelt-

FPÖ will den Sternenhimmel retten
RESOLUTION

die Beleuchtung von Gebäu-

denzwischen23undvierUhr

Frühzuunterbinden.
Zudem wollen die Frei-

heitlichendenBaueinesSter-

nenparks „für astronomische

Studien“ forcieren.
– JOHANNES WEICHHART

Groß Gerungs. Dass die Ge-

meinde Freihalteflächen für

eine zukünftige Nordumfah-

rung von Groß Gerungs im

Bezirk Zwettl beschließen

will, siehteineBürgerinitiati-

vealsneuerlichenAnlauf,um

Planungen für eine Transit-

verbindung zwischen Zwettl

und Freistadt in Oberöster-

reich zu starten. „Wenn wir

den Schwerverkehr von uns

abwenden können, erübrigt

sich die Debatte um eine lo-

kale Umfahrung“, erklären

dieMitgliederder Initiative.
Wie berichtet, wollen ei-

nige Bürger einenmöglichen

BauderUmfahrungausmeh-

reren Gründen verhindern:

Sie befürchten einerseits ne-

gative Auswirkungen auf das

Kampf gegen Umfahrung:
Bürgerbefragung gefordert

VERKEHR

Teufel sagt
der Lichtver-
schmutzung
jetzt den
Kampf an:

Tochter Heidi
schlüpfte
dafür in ein
Sternen-
kostüm

VON MATTHIASHOFER

Mehr als 450.000 Österrei-

cher beziehen aktuell Pflege-

geld. Rund 2,5 Milliarden

Euro kostet das den Staat

laut Statistik Austria jähr-

lich.DazukommennochAuf-

wendungen von Bund, Län-

dern und Gemeinden für

ambulante und stationäre

Pflegedienste – derzeit etwa

2,1 Milliarden Euro. Und die

Demografen rechnen damit,

dass sich die Situation noch

deutlichverschärft.Eingene-

relles Umdenken im Um-

gangmitdemThemaAltersei

die einzige Lösung, sagt der

PräsidentdesGemeindebun-

des, AlfredRiedl.
Im Jahr 2075 wird ein

Drittel aller Österreicher äl-

ter als 65 sein, so die Progno-

se. Zeitgleich nimmtdie Zahl

der Erwerbstätigen um zehn

Prozent ab. Riedl fasst die

Entwicklung so zusammen:

„Die Alten werdenmehr und

diejenigen, die deren Versor-

gung finanzieren sollen,wer-

den weniger.“ Diese Rech-

nung gehenicht auf.
Zu diesem Schluss kam

auch eine Vielzahl an Exper-

ten, die sich bei den heuri-

gen „Kommunalen Sommer-

gesprächen“ – eineArt Denk-

werkstatt von Gemeinde-

bund und Kommunalkredit

Pensionsvorteil für
Pflege in Familien

Soziales. Immermehr

über65-Jährige inÖsterreich:

Gemeindebund fordertdringendes

Umdenken inderAltenbetreuung.

inBadAussee–mitdemThe-

ma „Aktives Altern“ befasst

haben.
Insgesamt gibt Öster-

reich pro Jahr 46 Milliarden

EurofürdieAltersversorgung

aus, mehr als 40 Milliarden

davon entfallen auf Pensio-

nen (inkl. Beamten- Betriebs- und

Frühpensionen, Anm.). Nicht ab-

zuschätzen sind die Ausga-

ben der Privathaushalte für

die Pflege. Denn 84 Prozent

der Pflegegeldbezieher wer-

den zu Hause betreut, nur

16 Prozent im Heim und

nur fünf Prozent haben eine

24-Stunden-Betreuung. Ex-

pertensindsicheinig:Würden

alle Angehörigen, die Ältere

pflegen, das nicht mehr tun,

kollabiert das System der Al-

tenbetreuung inÖsterreich.

Anrechnen
UmdemRechnungzutragen,

schlägt Riedl vor, pflegen-

den Angehörigen die Betreu-

ungszeiten für ihre Pension

anzurechnen – ähnlich der

Anrechenbarkeit von Kin-

dererziehungszeiten. „Man

muss Familien unterstützen,

damit der Betroffene so lan-

gewiemöglich zuHause ver-

sorgtwerdenkann.“Mitüber-

bordend mehr Heimplätzen

rechnet der Gemeindebund-

chef in Zukunft nämlich

nicht. Auch deshalb, weil es

die mit Abstand teuerste

Formder Pflege ist.
Und dass längst nicht alle

Bewohner die Vollversor-

gung eines Heims brauchen,

weiß Brigitta Nöbauer vom

Department Gesundheits-,

Sozial-&PublicManagement

der FH Oberösterreich. Ihre

Untersuchungen ergaben,

dass sich der Bedarf eines

Heimplatzes nicht an Pflege-

stufen, sondern an einer Ein-

zelfall-Beurteilung orientie-

renmüsse.Menscheninnied-

rigen Pflegestufen seien oft-

mals nicht auf Komplettbe-

treuung angewiesen. Wohl

aberseienFragenwiejeneder

Mobilität oder des gesell-

schaftlichen Anschlusses zu

klären. „Vielmehrmüssenal-

ternative Wohnformen aus-

gebautwerden“, sagtNöbau-

er.SieregtaußerdemdieMit-

betreuung von Personen

durchAngebote„untereinem

Dach“ an, sprich, Pflegehei-

me könnten Wohneinrich-

tungen im unmittelbaren

Umfeld mitbetreuen. Mobile

Dienste seien derzeit kaum

eine Alternative. Einerseits

aufgrund des aktuellen Leis-

tungsangebots undauchauf-

grundderKosten.

AlternativesWohnen
Auch Alfred Riedl propagiert

alternative Wohnformen.

„Nicht jede Gemeinde muss

ein Pflegeheim haben.“ Er

verweist etwa auf den Verein

„Green Care Österreich“, der

das Geschäftsmodell ver-

folgt, Bauernhöfe auch als

Betreuungs- und Pflegezent-

renzunutzen.„DerBauersoll

weiter Landwirt sein kön-

nen, aber der Hof bietet

dann eine zusätzliche Ein-

nahmequelle“, sagt Green-

Care-Geschäftsführerin Ni-

cole Prop. „Die Leute bekom-

men eine Aufgabe, Tages-

struktur und Betreuung.

AußerdemschafftdiesesSys-

tem Arbeitsplätze und der

BauernhofwirdzumMotorin

der Region.“ Ein Beispiel für

einenGreen-Care-zertifizier-

ten Betrieb ist der „Adelwöh-

rerhof“, eine stationäre Ein-

richtung für derzeit 14 Pfle-

gebedürftige im steirischen

St.Oswald/Möderbrugg.
Beispiele wie diese will

Riedl noch heuer auf einer

eigenen Plattform präsentie-

ren, um Bürgermeistern An-

regungen zu geben. „Wir zei-

gen aber auch Fälle, wo es

nicht funktioniert hat.“ Das

ziele darauf ab, den Verant-

wortlichendieAngstvorFeh-

lern zu nehmen. „So unter-

stützen wir Verwaltungsin-

novationen“, sagt Riedl, der

einen eigenen Budgettopf

fordert, um neue Wege in

der Pflege voranzutreiben.
Riedl appelliert auch an

die Gemeinden, die soge-

nannten „jungen Alten“ der

Generation65pluseinzubin-

den. Sei es in der Kinder-Fe-

rienbetreuung, der Altenbe-

treuung oder bei Fahrten-

diensten im Rahmen freiwil-

liger Car-Sharing-Modelle.

Alfred Riedl
Gemeindebundpräsident

„Manmuss die
‚jungen Alten‘ stärker
einbinden. Und da
sind die Gemeinden

gefragt.“

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer pafpoekirchner - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

Medien

GEZWITSCHER

ihre Schäfchen nicht unter 
Kontrolle bringt, wie die 
permanenten Auftritte von 
Hasspredigern in Österreich 
beweisen. Zudem sind vom Er-

lass keine „Hal-
al-Schlachthö-
fe“ betroffen.

Kein kleines Ziel hat 
sich Niederösterreichs 
Neo-FPÖ-Landtag-
sabgeordneter Rein-

hard Teufel gesteckt. Er will, laut 

FPÖ IN DEN MEDIEN

Die großen „Qualitätsmedien“ 
sind zwar alle auf Facebook, 

aber schaffen nicht die „Mei-
nungsmacherei“ wie parteinahe 
News-Plattformen.

Zu diesem niederschmetternden 
Ergebnis für die heimischen Medi-
en und den österreichischen Journa-
lismus kommt der Digital-Marke-
ting-Dienstleister SPiNNWERK.

New-Plattformen voran
Eine zunehmend große Rolle 

spielen parteinahe „News-Plattfor-
men“, die von den Lesern als un-
abhängige Nachrichtenplattformen 
wahrgenommen werden. In einer 
Analyse-Reihe wurden deshalb 
die Performance-Werte parteina-
her News-Plattformen aus Öster-
reich unter die Lupe genommen. 

Um sie einzuordnen und ihren Ein-
fluss deutlich zu machen, wurden 
ihre wichtigsten Daten mit denen 
der großen Qualitätstageszeitungen 
verglichen.

Dabei stellte sich heraus, dass In-
halte der FPÖ-nahen Plattformen 
Wochenblick, unzensuriert.at oder 
Info-direkt in den letzten Monaten 
stärker geteilt wurden als Inhalte 

Große „Qualitätsmedien“ sind auf 
Facebook nicht gefragt
FPÖ-nahe News-Plattformen sind in sozialen Medien viel gefragter

von Standard, Presse oder Kurier. 
Das Ergebnis lässt Roland Trnik, 
Social-Media-Experte von SPiNN-
WERK, beinahe verzweifeln: „Je-
denfalls aber sollten wir uns alle 
die Frage stellen, ob News-Platt-
formen, die wie unabhängige Me-
dien daherkommen, aber eine 
klare Agenda haben, dem demokra-
tischen Diskurs zuträglich sind.“
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Oder geht es der ÖVP um billi-
ge Arbeitskräfte, die man dann ab-
schiebt, bevor sie teuer werden?

GEFÄLLT MIR

Ein negativer rechtskräftiger 
Asylbescheid gilt für alle, welche 
zu Unrecht um Asyl in Österreich 
angesucht haben, gleich! 

HC Strache
14.08.2017

2.684 Personen gefällt das.

Mit Facebook kommen Österreichs Zeitungen nicht zurecht.

Sich die degenerierte Politik der 
Grünen als Vorbild zu nehmen 
und dazu noch Sascha als 
Vorbild zu erwähnen, lässt mich 
befürchten, dass @KernChri die 
#SPÖ endgültig an die Wand 
fahren wird.

Die Spekulationen ob #Kern in 
die Privatwirtschaft wechselt 
find ich witzig. Wenn nicht grad 
ein GF-P(f)osten bei @SP_Wien 
naher GmbH frei wird, schaut’s 
mau aus für die Prinzessin. 

Michael Mitiszek
@workforcetrust

Sascha D.
@McGeiz

08.08.18 08:25

03.08.18 01:23

Christian Kern setzt konsequent 
der Weg aller SPÖ-Chefs nach Bru-
no Kreisky fort: Wählervertreibung.

Na ja, vielleicht findet sich bei 
Siemens noch ein leeres Büro...

WHATSAPP
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Die Laudatoren HC Strache, Thomas Stelzer und der Welser Bürger-
meister Andreas Rabl mit Jubilar Manfred Haimbuchner.

Die Kirche in Berg im Attergau 
ist ein kulturelles Kleinod und 
stammt aus dem 18. Jahrhundert. 
Sie wird von sehr vielen Gästen 
besucht, und es werden Taufen, 
Hochzeiten, Benefizveranstaltun-
gen und andere kirchliche Veran-
staltungen darin abgehalten.

Um den neuen Anforderungen 
gerecht zu werden, hat sich die 

FPÖ-Ortsgruppe Berg entschlos-
sen, die Kosten für einen Strom-
anschluss durch die Energie AG 
in der Höhe von 823,68 Euro zu 
übernehmen. Somit wäre auch der 
Grundstein für ein eventuell ge-
plantes elektrisches Geläute gelegt. 
Der FPÖ-Initiative schloss sich 
auch der Gemeinderat an, der für 
die Pfarre 1.000 Euro spendete.

Der Stromanschluss für die Kirche in Berg/Attergau wurde durch eine 
Initiative der FPÖ-Ortsgruppe gesichert.

Gratulation zum 40er an 
Manfred Haimbuchner

FPÖ Berg finanziert
Stromanschluss für Kirche

Die FPÖ Oberösterreich gratu-
liert ihrem Landesparteiobmann, 
Landeshauptmann-Stellvertreter 
Manfred Haimbuchner, zu seinem 
40. Geburtstag mit einer Feier im 
historischen Ambiente des Schlos-
ses Bernau in Fischlham. Vizekanz-
ler HC Strache, die 3. Nationalrat-
spräsidentin Anneliese Kitzmüller 
sowie die Parlamentsklubobeute 

Walter Rosenkranz und Johann Gu-
denus sowie FPÖ-Generalsekretär 
Harald Vilimsky waren ebenso un-
ter den Gratulanten wie ÖVP-Lan-
deshauptmann Thomas Stelzer, 
LT-Präsident Viktor Sigl, der 2. 
LT-Präsident Adalbert Cramer, die 
beiden Landesräte Günther Stein-
kellner und Elmar Podgorschek und 
Klubobmann Herwig Mahr. 
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In der Luft fliegt der Paprika
Das Kaiser-Franz-Joseph-Theater in Berndorf lässt es kriseln

Gelungener „Rollentausch“ bei der Berndorfer Inszenierung.

Fo
to

: C
om

m
er

zb
an

k

Wenn man einem Theaterkriti-
ker trotz rechtzeitiger Bestellung 
eine späte Karte oben am „Juchhe“ 
schenkt, darf man sich nicht wun-
dern, wenn dieser grantig wird und 
sich schon überlegt, ob er überhaupt 
etwas über die Aufführung schreibt.

Wenn dann aber der Vorhang auf-
geht und es eine ununterbrochene 
Reihe von Gags und Pointen gibt, 
kann der Kritiker zwar nur die Hälf-
te davon akustisch verstehen, aber 
das genügt, um den Grant hintanzu-
halten.

Im Original geht’s um einen ame-
rikanischen Journalisten in Paris, 
der mit drei Stewardessen gleich-
zeitig verlobt ist.

Vergnüglicher „Rollentausch“
In Berndorf hat Robert Kolar 

die Sache umgedreht und lässt die 
Hauptrolle von einer Frau spielen, 
die mit drei Flugkapitänen ein Pant-
scherl hat.

Diese Frau wird von Kristina 
Sprenger, der Intendantin des Thea-
ters, hinreißend und sexy dargestellt. 
Die von ihr eingefädelte „Vielmän-

nerei“ scheint zunächst wasserdicht 
zu sein. Jeder der drei Flieger ist 
erstens von einer anderen Luftlinie 
und hat zweitens Diensteinteilun-
gen, die es unmöglich machen, dass 
sie einander in der Wohnung der 
Liebhaberin Bernadette treffen.

Doch der so sichere Stundenplan 
der Hausfrau wird plötzlich von 
Wetterkapriolen und Flugplanände-
rungen zunichte gemacht. Jetzt dro-
hen Begegnungen der drei Unifor-
mierten, und es ist nicht abzusehen, 
wie diese zu meistern sind.

Komödie mit Witz und Tempo
Eine Zeitlang geht’s gut, da die 

Wohnung Bernadettes groß ist und 
die Unterbringung der Kapitäne mit 
Ach und Krach bewältigt wird.

Doch die Konfrontation der drei 
Männer ist unausbleiblich.

Mit Raffinesse wird das Kuddel-
muddel aber gelöst.

Es wäre ungerecht, einen der Dar-
steller besonders zu loben. 

Robert Kolar jedoch muss trotz-
dem extra erwähnt werden. Seine 
Fassung, allein schon durch die Um-

kehrung der Geschlechter schwie-
rig genug, glänzt durch Tempo und 
Witz. Dazu hat er den Ort der Hand-
lung von Paris nach Wien verlegt. 
Das macht die Geschichte für die 
Zuschauer plausibler und aktueller. 
Dass dabei nicht ganz jugendfreie 
Clous entstehen, ist wohl unentbehr-
lich.

Wenn etwa der eingeladene rus-
sische Pilot auf eine Einladung der 
Freundin Patrizia in den Tiergarten 
Schönbrunn ablehnend meint: „Ich 

mache mir nichts aus Vögeln“, tobt 
das Publikum ob der Zweideutigkeit.

Einen Höhepunkt im Spektakel 
liefern die Herren Clemens Matz-
ka, Julian Loidl und Christoph von 
Friedl, wenn sie zu Beginn des zwei-
ten Teils einen Striptease hinlegen, 
der sich gewaschen hat. 

Das Publikum zieht nach guten 
zwei Stunden beglückt aus dem ent-
zückenden Theater. Trotzige Gratu-
lation auch des versetzten Kritikers.

.Herbert Pirker
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Burg Liechtenstein 

 
Der Kulturring Brigittenau besucht am Freitag, 24. August 2018 die Nachtführung der Burg Liechtenstein. 

Treffpunkt: 19.30 Uhr direkt vor der Burg: Am Hausberg 2, 2344 Maria Enzersdorf 

Kosten: € 15,- pro Person 

(bitte Taschenlampe mitnehmen) 

Falls gewünscht, organisieren wir eine Mitfahrgelegenheit vom 20. Bezirk aus. 

Anmeldung bitte bis Mittwoch, 22.08.2018 bei Brigitta Schalk 

Tel: 0664 8203094 oder brigitta.schalk@chello.at 


